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Введение

Данная Программа действий содержит основные приоритеты деятельности 
ЕФПОО на период до следующего Конгресса, выстроенные вокруг трех 
основных направлений:

A.	Будущее общественных услуг;
B.	 Будущее рынка труда в сфере общественных услуг;
C.	 Будущее профессиональных союзов работников сферы общественных 

услуг.

Эти три элемента составляют основу вклада ЕФПОО в построение Европы, в 
которой нет эксплуатации человека и окружающей среды, и где приоритетом 
является общее благополучие. Наше видение будущего общества и 
рынка труда строится на основе наших общих ценностей. Они отражают 
необходимость защищать и продвигать демократию, мир, гражданские, 
экономические, социальные и культурные права, в том числе – право каждого 
на доступ к качественным общественным услугам как гарантии его основных 
прав и благосостояния.

Основная задача ЕФПОО – защищать, продвигать и укреплять то, что мы знаем 
под названием «Социально-ориентированная Европа». Это такая Европа, 
в которой основными приоритетами являются социально ответственное 
и устойчивое развитие, высокое качество общественных услуг, полная 
занятость, соблюдение прав трудящихся, гендерное равенство, благополучие 
граждан и формирование социально-направленного государства с 
достаточным уровнем финансирования. Это такая Европа, социальная модель 
которой продолжает оставаться примером на общемировом уровне, но при 
этом нуждается в усилении социального элемента за счет более устойчивого 
и достаточного государственного финансирования и за счет увеличения 
объемов государственных инвестиций. Достаточность государственного 
финансирования обеспечивается прогрессивной моделью налогообложения, 
справедливым перераспределением доходов и богатств, а также развитой 
системой коллективных до
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Einleitung

Dieses Aktionsprogramm beschreibt die wichtigsten Prioritäten für den EGÖD in 
der kommenden Kongressperiode und wurde auf der Grundlage von drei Haupt-
themen konzipiert:

A.	Zukunft des öffentlichen Dienstes
B.	 Zukunft der Arbeit im öffentlichen Dienst
C.	 Zukunft der Gewerkschaften im öffentlichen Dienst 

und der Daseinsvorsorge insgesamt
Diese drei Elemente sind die Grundlage des EGÖD-Beitrags für den Aufbau eines 
Europas, in dem die Menschen und die Umwelt nicht ausgebeutet werden und das 
Wohlergehen aller an erster Stelle steht. Unsere Vision von Arbeit und Gesellschaft 
wird von unseren gemeinsamen Werten getragen. Diese Werte verbinden wir mit 
dem Auftrag, die Demokratie, den Frieden und die zivilen, wirtschaftlichen, sozia-
len und kulturellen Rechte zu schützen und zu fördern und das Recht jedes Men-
schen zu verteidigen, Zugang zu qualitativ hochwertigen Dienstleistungen der Da-
seinsvorsorge zu haben, die seine Grundrechte und sein Wohlergehen garantieren.

Die wichtigste Herausforderung sieht der EGÖD darin, das soziale Europa, das wir 
kennen, zu verteidigen, zu fördern und zu stärken. Wir meinen ein Europa, in dem 
nachhaltige Entwicklung, qualitativ hochwertige Dienstleistungen der Daseinsvor-
sorge, Vollbeschäftigung, Arbeitnehmerrechte, Geschlechtergleichstellung, das 
Wohlergehen der Bürger und ein gut finanzierter Sozialstaat den höchsten Stellen-
wert haben. Wir meinen ein Europa, dessen Sozialmodell auch weiterhin auf glo-
baler Ebene als beispielhaft gilt, dieser soziale Aspekt aber durch mehr öffentliche 
Finanzen und umfangreichere öffentliche Investitionen auf Grundlage eines pro-
gressiven Steuersystems, eine gerechtere Verteilung von Einkommen und Vermö-
gen sowie mehr Kollektivverhandlungen und Gewerkschaftsrechte untermauert 
werden muss. Wir meinen ein Europa, das sich mit all seinem Gewicht für die Um-
setzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung sowohl in der EU als auch in Euro-
pa und weltweit einsetzt und bei der Durchführung des Pariser Klimaabkommens 
eine federführende Rolle übernimmt. Unser Europa leistet einen Beitrag zu sozialer 
Gerechtigkeit, Solidarität und Frieden auf unserem Kontinent und auf der ganzen 
Welt. Das Wohlergehen aller steht an erster Stelle. Die 17 UN-Ziele für nachhaltige 
Entwicklung haben das Ziel, die Armut zu beenden, den Planeten zu schützen und 
für Frieden und Wohlstand zu sorgen. Sie sind ein wichtiger Vergleichsmaßstab 
und sollten vollständig in die Handelsagenda integriert werden.

Die ersten Schritte auf dem Weg zu einer sozialeren Agenda in der Europäischen 
Union nach Jahre der Austeritätspolitik müssen vom neuen Europäischen Parla-
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ment und der neuen Europäischen Kommission wohlwollend begleitet werden. Es 
liegt noch viel Arbeit vor uns.

Die europäische Säule sozialer Rechte ist ein Ausgangspunkt und eine Basis, um 
politische Maßnahmen auf einzelstaatlicher Ebene zu beurteilen, aber es sind mehr 
und entschlossenere Aktionen erforderlich, um die Arbeitnehmerrechte und die 
sozialen Rechte auf europäischer Ebene zu stärken. Dies beinhaltet eine neue Ge-
wichtung der wirtschaftlichen und sozialen Dimension und die Berücksichtigung 
der EGÖD-Forderung, dass unsere Kernwerte im Haushalt, in der Politik und in der 
Rechtsetzung in der Europäischen Union und auf nationaler Ebene in gebührender 
Weise erkennbar werden.

Diese Werte werden von unterschiedlichen reaktionären, fremdenfeindlichen und 
nationalistischen Kräften bedroht. Deren Aufstieg wurde durch eine nationale 
und internationale Politik befördert, der es mehr um Märkte und Profit geht und 
weniger um die Rechte der Arbeitnehmer/-innen und Bürger/-innen und deren 
Wohlergehen. Der EGÖD bekämpft alle Formen antidemokratischer, faschistischer 
und nationalistischer Bewegungen. Als Gegenmaßnahme ist es deshalb umso 
wichtiger, dass die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes zusammenarbeiten 
und mit Nachdruck Solidarität und Fairness einfordern, um den sowohl sozial als 
auch wirtschaftlich schädlichen Auswirkungen zunehmender Ungleichheiten ent-
gegenzuwirken. Unsere Vision eines anderen Europas, in dem Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge eine zentrale Funktion haben, muss eine echte Alternative zu 
dem bestehenden System darstellen. Dieses System mit seiner zu kurz greifenden 
Orientierung auf Markt und Gewinn setzt prioritär auf Privatisierung und Liberali-
sierung anstatt öffentlicher Ausgaben und Investitionen, die für mehr Wohlstand 
und Beschäftigung mit Arbeitsplätzen, welche die Kriterien guter Arbeit erfüllen, 
erforderlich wären.

Politische Veränderungen bedeuten, dass sich der EGÖD und seine Mitglieder mit 
neuen Fragen auseinandersetzen müssen. Während das Vereinigte Königreich die 
Europäische Union verlässt, gibt es andere Länder, die den Anschluss an die EU 
suchen. Einige Mitgliedstaaten erwägen sogar Schritte in Richtung einer enge-
ren Wirtschafts- und Währungsunion. Gleichzeitig gibt es in den Beziehungen zu 
Nachbarstaaten immer wieder neue Herausforderungen. Die Europäische Union, 
Russland und andere europäische Länder spielen eine wichtige Rolle auf der glo-
balen Ebene, und wir müssen dafür sorgen, dass sie alle die Werte respektieren 
und fördern, hinter denen der EGÖD steht. Der EGÖD muss weiterhin auf diese 
Entwicklungen reagieren und dabei ihre Auswirkungen auf Demokratie, Frieden, 
Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und Arbeitnehmer- und Bürgerrechte ge-
nau im Auge behalten.

Die Folgen der Austeritätspolitik und das Festhalten an dieser Politik wirken sich 
immer noch lähmend auf zahlreiche Länder aus. Millionen von Menschen wurden 
durch die Kürzung öffentlicher Ausgaben und Investitionen in Mitleidenschaft ge-
zogen. Frauen mussten in unverhältnismäßiger Weise darunter leiden, sowohl als 
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Beschäftigte im öffentlichen Dienst und in anderen Dienstleistungen der Daseins-
vorsorge als auch als Nutzerinnen dieser Dienstleistungen. Für junge Menschen 
trübten sich mit einem steilem Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit in einigen Län-
dern die beruflichen Aussichten zunehmend ein. Die Austeritätspolitik hat sich au-
ßerdem negativ auf Gleichstellungspolitik und Gleichstellungsgesetze ausgewirkt. 
Für viele Arbeitnehmer/-innen wurde die Migration zur einzigen Option, oft mit 
der Folge von erheblicher Personalverknappung in Dienstleistungen der Daseins-
vorsorge und besonders in den Gesundheits- und Sozialdiensten. Es besteht der 
dringende Bedarf an einer fortschrittlichen und gerechten Sozial- und Wirtschafts-
politik im Interesse eines stärker vereinten Europas und des radikalen Abbaus von 
Ungleichheiten innerhalb der Länder und zwischen den Ländern. Geschlechter-
gleichstellung wird erst dann erreicht sein, wenn Frauen das Recht haben, selbst 
über ihren Körper bestimmen zu können.

This programme of action will provide the basis for work developed in EPSU’s dif-
ferent committees and working groups, covering health and social services, local 
and regional government (including firefighters), utilities (including company and 
European works council policy), central governments and EU administration (inclu-
ding prison services), women and gender equality and young workers.
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A. Zukunft des öffentlichen Dienstes

Qualitativ hochwertige Dienstleistungen der Daseinsvorsorge sind ein zentraler Be-
standteil fairer Gesellschaften und unverzichtbar, wenn sich Europa seinen sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Herausforderungen stellen will. Der EGÖD und 
seine Mitglieder haben eine Reihe von Grundsatzpolitiken und Maßnahmen ent-
wickelt, um universell zugängliche und demokratisch organisierte Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge zu verteidigen, die sich an den Bedürfnissen der Bürger/-innen 
orientieren. Dazu gehören eine Wirtschaftspolitik zur Förderung der sozialen Ge-
rechtigkeit und Gleichheit und faire, progressive und transparente Steuersysteme, 
um qualitativ hochwertige öffentliche Dienste zum Nutzen aller Bürger/-innen finan-
zieren zu können. Die Unterstützung für mehr und bessere Dienstleistungen der Da-
seinsvorsorge umfasst die Forderung, diese Dienste in öffentliche Hand zu führen 
und demokratisch zu kontrollieren und zu leiten und Prozesse der Liberalisierung, 
Privatisierung und Kommerzialisierung abzulehnen, da sie die Qualität und demo-
kratische Kontrolle dieser Dienste unterlaufen.

A1. Kampf für solidere öffentliche Finanzen und Steuergerechtigkeit
Öffentliche Finanzen, unterlegt mit transparenten und demokratischen Prozessen 
zur Gewährleistung einer bestmöglichen Verwendung von Ressourcen, sind die 
effektivste Möglichkeit der Finanzierung und Bereitstellung universeller und qua-
litativ hochwertiger öffentlicher Dienste. Diese sollten zugänglich, bezahlbar und 
bedarfsorientiert angeboten werden. Einer fairen und auf Solidarität beruhenden 
Finanzierung sollte der Vorzug vor Kürzungen zur Erfüllung willkürlich festgelegter 
Schulden- und Defizitziele gegeben werden. Eine progressive Steuerpolitik muss 
Einkommens- und Wohlstandsungleichheiten beseitigen, Steuerbetrug beenden 
und Steueroasen austrocknen.

Aktionspunkte
üü Unterstützung politischer Maßnahmen zur Förderung solider öffentlicher Fi-
nanzen und öffentlicher Investitionen

üü Lobbyarbeit für effektivere Maßnahmen gegen Steuerbetrug und Steuerhin-
terziehung besonders durch transnationale Unternehmen und im Rahmen 
einer Initiative für gerechtere und progressivere Steuer- und Sozialbeitrags-
systeme. Offenlegung spezieller Steuerabsprachen zwischen diesen Unter-
nehmen und einzelstaatlichen Regierungen

üü Maßnahmen ergreifen, um Fortschritte in Richtung einer gemeinsamen Steu-
erpolitik auf der Grundlage fairer und progressiver Besteuerungsprinzipien in 
Europa und in der EU sicherzustellen und auf diese Weise Steuerdumping zu 
vermeiden

üü Sicherstellung der gesamtgesellschaftlichen Teilhabe am Nutzen öffentlicher 
Investitionen im Gemeinwohlinteresse und dass sie zu einem höheren Maß 
an Gleichheit in der Gesellschaft beitragen.
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A2. Argumente für ein anderes Wirtschaftsmodell
Der EGÖD fordert einen radikalen Wechsel der Wirtschaftspolitik hin zu einem 
System, das Menschen vor Profit stellt und in dem soziale und umweltrelevante 
Themen in angemessener Weise berücksichtigt werden. Dieses System betrachtet 
öffentliche Ausgaben nicht als eine Last, sondern als wichtigen Faktor für die wirt-
schaftliche Entwicklung. Es ist außerdem ein Modell, das Maßnahmen den Vorzug 
gibt, um Finanzspekulationen zu verhindern und dafür zu sorgen, dass die Wirt-
schaft nicht von finanziellen Interessen dominiert wird.

Aktionspunkte
üü Förderung der Umsetzung einer Wirtschaftspolitik in Europa, die die Rolle 
öffentlicher Investitionen und öffentlicher Ausgaben für die gerechte Vertei-
lung wirtschaftlichen und sozialen Wohlstands anerkennt und nicht Wettbe-
werb, Märkte und Profit an die erste Stelle setzt

üü Unterstützung eines Paradigmenwechsels in der Wirtschaftspolitik der Euro-
päischen Union und darüber hinaus mit Priorität auf sozialen Themen und der 
Rolle öffentlicher Dienste. Dies sollte ebenfalls im Europäischen Semester und 
im EU-Haushalt erkennbar werden

üü Sicherstellen der wechselseitigen Ergänzung von öffentlichen Diensten, In-
dustriepolitik und Zielen des sozialen Fortschritts.

A3. Mehr und bessere öffentliche Dienste für alle
Eine öffentliche Finanzierung und öffentliche Investitionen in qualitativ hochwer-
tige Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und Infrastrukturen sind wichtig, damit 
diese universell für alle Menschen verfügbar, zugänglich und bezahlbar sind. Dies 
bedeutet Unterstützung für alle öffentlichen Dienstleistungen der Daseinsvorsor-
ge von der Energiewirtschaft (besonders Übertragung und Verteilung), der Was-
ser- und Entsorgungswirtschaft über die Gesundheits- und Sozialdienste bis hin zu 
den zahlreichen Diensten, die von kommunalen, regionalen und nationalen Ver-
waltungen und Regierungen bereitgestellt werden. Alle diese Ebenen öffentlicher 
Dienste müssen solide finanziert werden, um den Bedürfnissen einer alternden 
Gesellschaft gerecht zu werden und um neuen und bereits bestehenden Heraus-
forderungen wie die Unterstützung von Migranten/-innen, Flüchtlingen, Asylsu-
chenden und anderen Opfern von Diskriminierungen begegnen zu können.

Aktionspunkte
üü Sicherung des Grundrechts aller Menschen auf qualitativ hochwertige öffentliche 
Leistungen der Daseinsvorsorge einschließlich des Rechts auf Wasser, Energie, 
Gesundheitsversorgung, Bildung und bezahlbare öffentliche Verkehrssysteme

üü Kampagnen für die Sicherstellung einer adäquaten Finanzierung öffentlicher 
Dienste und anderer Dienstleistungen der Daseinsvorsorge für Migranten/-in-
nen, Flüchtlinge und Asylsuchende

üü Gewährleistung eines Zugangs zu qualitativ hochwertigen Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge für alle Nutzer/-innen öffentlicher Dienste und Bekämpfung jed-
weder Diskriminierung aufgrund von Rasse, Geschlecht, Familienstand, sexueller 
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Orientierung, Geschlechtsidentität und Geschlechtsmerkmalen, Alter, Religion, 
Behinderung, politischer Meinung, sozialem oder wirtschaftlichem Status oder 
nationaler oder ethnischer Herkunft.

A4. Verteidigung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit und Kampf 
gegen Korruption
Die demokratische Kontrolle der Bereitstellung von Dienstleistungen der Daseins-
vorsorge und das Vertrauen in öffentliche Institutionen sind wichtige Vorausset-
zungen, um eine faire und gerechte Erbringung von Dienstleistungen der Da-
seinsvorsorge zu gewährleisten. Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst und in 
anderen Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und ihre Gewerkschaften spielen 
eine wichtige Rolle, um diese Grundsätze zu schützen und die Machenschaften 
derjenigen aufzudecken, die das Rechtsstaatprinzip unterlaufen.

Aktionspunkte
üü Unterstützung der Aktionen von Arbeitnehmer/-innen und Gewerkschaften, 
um Korruption und antidemokratische Praktiken zu bekämpfen

üü Kampf für Gesetze zum Schutz von Whistleblowern.

A5. Widerstand gegen Privatisierung und Liberalisierung zur Verteidigung 
qualitativ hochwertiger Dienstleistungen der Daseinsvorsorge
Privatisierungen in all ihren Ausprägungen einschließlich schädlicher öffentlich-privater 
Partnerschaften, Outsourcing, Konzessionsvergabe und Prozessen wie Vermarktlichung 
und Kommerzialisierung haben negative Auswirkungen auf die Qualität von Dienstleis-
tungen der Daseinsvorsorge. Die Bereitstellung von Studien- und Kampagnenmaterial 
zur Verhinderung von Privatisierungen sowie Lobbyarbeit und Einsatz für die Rücküber-
tragung öffentlicher Dienste in die öffentliche Hand und unter demokratische Kontrolle 
stellen wichtige Aktionsfelder auf allen Ebenen der Regierung, der Gesundheits- und 
Sozialdienste sowie der Energie-, Entsorgungs- und Wasserwirtschaft dar.

Aktionspunkte
üü Beschreibung der negativen Auswirkungen der Privatisierung
üü Darstellung der Vorteile der öffentlichen Bereitstellung von Dienstleistungen 
und Unterstützungskampagnen für die Rückübertragung öffentlicher Diens-
te in die öffentliche Hand und unter öffentliche Kontrolle

üü Unterstützung von Initiativen zur Verbesserung der Qualität von Dienstleis-
tungen der Daseinsvorsorge und für anteilmäßig mehr öffentlich erbrachte 
Dienstleistungen

üü Stärkung des Regulierungsrahmens für Dienstleistungen der Daseinsvorsor-
ge durch Transparenz- und Informationsvorschriften und durch die Vertre-
tung von Sozialpartnern in Aufsichtsbehörden

üü Schutz innerstaatlicher Regulierungen vor Übergriffen durch Handels- und In-
vestitionsabkommen
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üü Mobilisierung der Beschäftigten im öffentlichen Sektor und der sozialen Be-
wegungen zur Verteidigung und Unterstützung öffentlicher Dienste.

A6. Optimale Nutzung der digitalen Transformation von Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge
Der EGÖD begrüßt die technologischen Entwicklungen im öffentlichen Sektor, die 
zu einer Verbesserung der Dienstleistungen und der Arbeitsbedingungen beitra-
gen. Es ist jedoch wichtig, dass diese Entwicklungen so gelenkt werden, dass sie für 
die Beschäftigten im öffentlichen Sektor und die Nutzer/-innen einen Gewinn dar-
stellen. Es ist wichtig, die Beschäftigten in den Prozess des technologischen Wan-
dels mit einzubeziehen, damit die bereitgestellten Dienstleistungen verbessert 
werden. Das bedeutet, dass die Arbeitgeber und die Politik die Voraussetzungen 
für eine angemessene Ausbildung herstellen. Die Arbeitnehmer/-innen brauchen 
neue Kenntnisse und Kompetenzen, damit ihnen die neue Technologie nutzt.

Der digitale Wandel - ob in Form von künstlicher Intelligenz, Automatisierung oder 
Robotisierung - hat als eine Konsequenz, dass Fragen nach der Qualität von Dienst-
leistungen der Daseinsvorsorge gestellt werden müssen. Die Digitalisierung hat ein 
beträchtliches Potenzial, Effizienz und Effektivität zu steigern und von Nutzen für die 
Bürger/-innen zu sein, wenn sie neue Wege für die Bereitstellung besserer Dienste 
für eine größere Anzahl von Menschen eröffnet. Sie kann aber auch eine Bedrohung 
darstellen, da sie Dienstleistungen dehumanisiert und sie den Nutzern/-innen ent-
fremdet. Die Gewerkschaften müssen die Einführung und Verwendung digitaler Pro-
zesse mitgestalten können und so dafür sorgen, dass der Nutzen in gerechter Wei-
se allen zugutekommt. Das gilt in gleicher Weise für Maßnahmen zur Regulierung 
der Datenkontrolle und für das Recht auf Privatsphäre, die Förderung der Rolle von 
Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und die Bereitstellung digitaler Dienstleistun-
gen vor dem Hintergrund der Dominanz der Interessen des Privatsektors.

Aktionspunkte
üü Lobbyarbeit und Einsatz für die demokratische Kontrolle des Digitalisie-
rungsprozesses und für die gerechte Verteilung des damit verbundenen 
Nutzens

üü Entwicklung von Strategien um sicherzustellen, dass die potenziell positi-
ven Auswirkungen der Digitalisierung vollumfänglich genutzt werden, da-
bei aber gleichzeitig der Gefahr entgegengewirkt wird, dass sie zu mehr Un-
gleichheit führt oder den Zugang zu Dienstleistungen der Daseinsvorsorge 
beeinträchtigt

üü Durchsetzung eines effektiven Schutzes persönlicher Daten und des Rechts 
auf Privatsphäre

üü Maßnahmen um sicherzustellen, dass die Digitalisierung die digitale Polari-
sierung nicht weiter verschärft und dass sie sich für die Nutzer/-innen wahl-
frei und nicht verpflichtend unter Beibehaltung der Möglichkeit eines per-
sönlichen Kontakts darstellt

üü Durchsetzung der Besteuerung digitaler Dienstleistungen.
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A7. Forderung fairer Handels- und Investitionsabkommen
Handels- und Investitionsabkommen dürfen nicht verhindern, dass Länder hoch-
wertige Dienstleistungen der Daseinsvorsorge entwickeln. Das bedeutet die Si-
cherstellung des Vorrangs der Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und des Ge-
meinwohls vor Investorenrechten.

Aktionspunkte
üü Forderung des Ausschlusses von Dienstleistungen der Daseinsvorsorge aus 
den Handelsabkommen

üü Widerstand gegen Prozessen wie dem multilateralen Investitionsgerichts-
hof, welche den Investorenrechten mehr Gewicht geben als den Rechten von 
Arbeitnehmer/-innen, Verbraucher/-innen und Behörden

üü Beobachtung und Beeinflussung der Handels- und Investitionsverhandlun-
gen und Einschreiten, wenn sie eine Bedrohung für öffentliche Dienste, Um-
weltschutz oder Arbeitnehmer- und Verbraucherrechte darstellen

üü Forderung nach umfassender Transparenz, Unterrichtung und Anhörung 
über Handelsabkommen

üü Forderung, dass Handels- und Investitionsabkommen nicht zu einer Aushe-
belung innerstaatlicher Regulierungen führen, die dem Schutz von Dienst-
leistungen der Daseinsvorsorge und dem Gemeinwohl dienen.

A8. Maßnahmen gegen den Klimawandel und die Umweltzerstörung
Öffentliche Dienste spielen eine wichtig Rolle bei der kurz- und langfristigen Be-
kämpfung des Klimawandels. Öffentliche Investitionen besonders auf Ebene der 
kommunalen und regionalen Verwaltungen sind entscheidend für die Abschwä-
chung der Auswirkungen des Klimawandels und die Befähigung des öffentlichen 
Dienstes, die Folgen extremer Wetterereignisse wie Waldbrände und Überflutungen 
sowie die Auswirkungen auf den Gesundheitssektor und auf die an vorderster Front 
tätigen Nothelfer/-innen bewältigen zu können. Der Klimawandel bedeutet umfas-
sende Veränderungen in der Energiewirtschaft im Hinblick auf Umstrukturierungen 
sowie auf den Energiemix und die Energieversorgungssicherheit. Der EGÖD wird 
sich dafür einsetzen, die Ausbeutung unserer natürlichen Umwelt zu verhindern.

Aktionspunkte
üü Durchsetzung höherer und nachhaltiger öffentlicher Investitionen zur Bewäl-
tigung des Klimawandels

üü Sicherstellung der Beteiligung der Gewerkschaften an der Entwicklung von 
Strategien für Klimaschutzmaßnahmen und zur Anpassung an den Klima-
wandel und nicht nur bei Energiefragen

üü Weitere Lobbyarbeit und Einsatz für eine effektive Umsetzung des Pariser Kli-
maabkommens und Erreichen der Umweltziele, die in den UN-Zielen für eine 
nachhaltige Entwicklung definiert wurden

üü Förderung von Forschungs- und Entwicklungsarbeit sowie Finanzierungen 
mit dem Ziel der Entwicklung sauberer und zugänglicher Energieträger, öf-
fentlicher Verkehrssysteme und eines gerechten Übergangs
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üü Maßnahmen gegen eine weitere Liberalisierung und Arbeit zur Umkehrung 
dieses Trends besonders in der Energiewirtschaft

üü Bekämpfung der Ursachen von Energiearmut
üü Bekräftigen, dass soziale und umweltpolitische Belange ein zentraler Bestand-
teil der Aufgabe von Unternehmen sind, die öffentliche Dienste erbringen

üü Darauf hinarbeiten, dass Kollektivvereinbarungen und wirtschaftspolitische 
Instrumente einschließlich des öffentlichen Auftragswesens und Pensions-
fonds dazu verwendet werden, Entwicklungen in Richtung erhöhter Nachhal-
tigkeit sowie ethischen Handels und ethischer Investitionen gelenkt werden

üü Durchsetzung umfassender Investitionen in integrierte und modernisierte 
öffentliche Verkehrsnetze mit günstigen, bezahlbaren Preisen als ein Schritt 
in Richtung kostenloser öffentlicher Verkehrsmittel als wichtiger Beitrag im 
Kampf gegen Umweltverschmutzung, Klimawandel und Armut.

A9. Bessere Dienste für Migranten/-innen und Flüchtlinge
Millionen von Arbeitsmigranten/-innen und Flüchtlingen sind infolge von Konflik-
ten und des Klimawandels nach Europa gekommen. Das hat öffentliche Institu-
tionen und ihre Beschäftigten vor beträchtliche Herausforderungen gestellt. Die 
Antwort Europas und der Nationalstaaten auf die Probleme asylsuchender Men-
schen ist oft in beschämender Weise hinter den Möglichkeiten geblieben, die man 
von der reichsten Region der Welt erwarten könnte. Dienstleistungen der Daseins-
vorsorge für Migranten/-innen und Asylsuchende sind von entscheidender Be-
deutung, um ihnen eine sichere und effektive Integration in die Gesellschaft zu er-
möglichen. Diese Dienstleistungen brauchen eine angemessene Finanzierung und 
Personalausstattung und müssen gegen die Gefahr der Privatisierung geschützt 
werden. Arbeitsmigranten/-innen sind ein wichtiger Teil der Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst in vielen europäischen Ländern, ohne die diese Dienstleistungen 
nicht funktionieren würden. Der Beitrag dieser Mitarbeiter/-innen muss anerkannt 
werden. Arbeitsmigranten/-innen leisten einen Beitrag zu Dienstleistungen der 
Daseinsvorsorge, indem sie Steuern zahlen. Flüchtlingen sollten die Möglichkeit 
der Erwerbsarbeit haben, auch wenn ihr Status noch nicht endgültig geklärt ist, 
damit sie sich in die Gesellschaft integrieren können.

Aktionspunkte
üü Lobbyarbeit und Einsatz für eine fairere Behandlung von Migranten/-innen 
und Asylsuchenden

üü Sicherstellen, dass Dienstleistungen für Migranten/-innen und Asylsuchende 
angemessen finanziert sind und dass ausreichendes und gut ausgebildetes 
Personal zur Verfügung steht

üü Gewerkschaftliche Organisierung von Migranten/-innen und Kampagnen, 
damit Flüchtlinge eine Arbeitserlaubnis bekommen

üü Aufruf zum Tätigwerden, um die eigentlichen Ursachen der Flüchtlingsbewe-
gungen wie Klimawandel, wirtschaftliche Stagnation und gewalttätige Kon-
flikte angehen zu können
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üü Förderung der Einstellung von Personal nach ethischen Grundsätzen
üü Kampagnen für grundlegende Menschenrechte von Flüchtlingen einschließ-
lich Kinderflüchtlingen und deren Zugang zu Unterkünften, Versorgung mit 
Lebensmitteln und Trinkwasser und sanitärer Grundversorgung.
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B. Zukunft der Arbeit im öffentlichen Dienst

Gute Arbeit und qualitativ hochwertige Dienste sollten Hand in Hand gehen. Gute 
Arbeit bedeutet sichere, unbefristete Festanstellung und nicht Scheinselbständig-
keit oder andere unsichere Arbeitsverhältnisse. Da wir wirklich qualitativ hoch-
wertige öffentliche Dienste wollen, brauchen wir eine ausreichende Zahl gut aus-
gebildeter Beschäftigter, vernünftige und sichere Arbeitsbedingungen und keine 
gefährlichen Arbeitsplätze. Prekäre Beschäftigung führt nicht zu hochwertigen 
Arbeitsplätzen oder qualitativ hochwertigen Dienstleistungen. Dank starker Ge-
werkschaften und gut etablierter Strukturen der Kollektivverhandlungen und des 
sozialen Dialogs wird die Beschäftigung im öffentlichen Dienst weitgehend mit 
guter Bezahlung, Altersversorgung, Beschäftigungssicherheit und einigen ande-
ren Vorteilen und Leistungen gleichgesetzt. Die Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes und in anderen Sektoren der Dienstleistungen der Daseinsvorsorge sind 
außerdem federführend an der Förderung der Geschlechtergleichstellung und am 
Kampf gegen Diskriminierungen beteiligt.

Lohnkürzungen und Lohnstopps, verlängerte Arbeitszeiten und immer häufiger 
prekäre Beschäftigungsbedingungen haben sich jedoch auf Tausende von Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst und in anderen Sektoren der Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge in Europa ausgewirkt. Arbeitsplatzabbau sowie Einstellungs- 
und Beförderungsstopps haben in zahlreichen Dienstleistungen der Daseinsvor-
sorge in Europa die Beschäftigungsmöglichkeiten verringert; besonders davon 
betroffen sind junge Arbeitnehmer/-innen. Eine unzureichende Personalausstat-
tung bedeutet, dass zahlreiche Beschäftigte einer übermäßigen Arbeitsbelas-
tung ausgesetzt sind, was zu erhöhtem Stress und Burnout führt. In vielen Fällen 
sind sichere Beschäftigungsverhältnisse unterlaufen worden, stattdessen werden 
Arbeitnehmer/-innen mit unterschiedlichen Formen prekärer Beschäftigung kon-
frontiert, von zeitlich befristeten Arbeitsverträgen über Null-Stunden-Verträge bis 
hin zu ausbeuterischen Praktika und Scheinselbständigkeit. Wie so oft sind es die 
jungen Menschen, die am härtesten davon betroffen sind.

Aktionspunkt
üü Mitglieder sind zu unterstützen, die für das Recht auf einen anständigen 
Arbeitsplatz im öffentlichen Dienst mobilisieren, der qualitativ hochwertige 
öffentliche Dienste garantiert.

Die EGÖD-Mitglieder in Europa versuchen, diese Herausforderungen zu bewälti-
gen, Kollektivverhandlungen wieder zu reaktivieren bzw. zu stärken und Versuche 
abzuwehren, Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechte auszuhebeln. Stärkere Ge-
werkschaften, effektivere Kollektivverhandlungen und ein wirksamerer sozialer 
Dialog bedeuten auch, besser auf neue Bedrohungen, aber auch Chancen reagie-
ren zu können, dort wo die Digitalisierung neue Arbeitswelten eröffnet.
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B1. Verteidigung grundlegender Rechte bei der Arbeit

Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst und ihre Gewerkschaften mussten sich oft 
gegen Versuche zur Wehr setzen, ihr Recht auf gewerkschaftliche Organisierung, auf 
Kollektivverhandlungen und auf Streiks einzuschränken oder abzuschaffen. Einigen 
Gruppen von Beschäftigten im öffentlichen Dienst und Staatsbediensteten werden 
diese grundlegenden Rechte nach wie vor vorenthalten. Nationale Regierungen dro-
hen weitere Einschränkungen an und versuchen, diese durchzusetzen. Das gilt be-
sonders für das Streikrecht und das Recht, gewerkschaftlich tätig zu werden.

Aktionspunkte
üü Verteidigung und Förderung der Rechte aller Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst und in anderen Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und ihrer Ge-
werkschaften, sich zu organisieren, zu verhandeln und Arbeitskampfmaßnah-
men durchzuführen

üü Einführung oder Stärkung der Arbeitnehmermitbestimmung in den Vorstän-
den und Aufsichtsräten von Unternehmen, die öffentliche Dienste erbringen.

B2. Stärkung von Kollektivverhandlungen und Verbesserung der Löhne und 
Arbeitsbedingungen
Das Recht auf Kollektivverhandlungen im öffentlichen Dienst war nicht zu allen 
Zeiten umfassend garantiert und wurde im Zuge der Austeritätspolitik weiter ein-
geschränkt. Die Stärkung und Ausweitung von Kollektivverhandlungen sind die 
effektivste Möglichkeit, die Löhne und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst unabhängig von der Art ihres Arbeitsvertrags oder ihres Status 
im Staatsdienst zu schützen und zu verbessern. Dies bezieht sich auf eine Vielzahl 
von Themen, u.a. berufliche Bildung, Altersversorgung besonders bei schwerer 
Arbeit, Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz, Arbeitsintensität und Arbeits-
verdichtung, Arbeitsorganisation und Überwachung, sichere und adäquate Vor-
gaben zur Personalbemessung, berufliche Aufstiegsmöglichkeiten, Anerkennung 
von Qualifikationen und unbefristete Arbeitsverhältnisse.

Aktionspunkte
üü Förderung, Verteidigung und Ausweitung des Rechts auf Kollektivverhand-
lungen im öffentlichen Dienst auf der Grundlage der umfassenden Rechte, 
wie sie im IAO-Übereinkommen 151 (Vereinigungsrecht im öffentlichen Sek-
tor) vorgesehen sind

üü Unterstützung der Strategien unserer Mitglieder, Löhne, Arbeitsbedingungen 
und Arbeitsumfeld zu verteidigen und zu verbessern und gegen ungleiche 
Bezahlung, Niedriglöhne und prekäre Beschäftigung – auch in einem grenz-
überschreitenden Kontext – vorzugehen

üü Verweis auf die Notwendigkeit adäquater Vorgaben zur Personalbemessung, 
da diese sich auf unterschiedliche Sektoren auswirkt

üü Entwicklung von Arbeitszeitpolitiken, die den Bedürfnissen der Arbeitneh-
mer/-innen nach einer positiven Work-Life-Balance entgegenkommen und 



25

dafür sorgen, dass Arbeitnehmer/-innen die volle Kontrolle über ihre Arbeits-
zeit und ihre Freizeit haben

üü Durchführung einer Politik, die für die Sicherheit der Beschäftigten sorgt, ihre 
Gesundheit schützt und die Qualität des Arbeitslebens fördert

üü Stärkere gewerkschaftliche Beteiligung an Verhandlungen über die Arbeits-
organisation und die Arbeitsbedingungen zur Unterstützung der Entwick-
lung der Arbeitnehmer/-innen, zur Förderung der Beschäftigungsqualität 
und zur Verbesserung der Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz.

B3. Förderung und Erweiterung des europäischen sozialen Dialogs
Die Ausschüsse für den sektoralen sozialen Dialog in den EGÖD-Sektoren haben in den 
vergangenen Jahren an zahlreichen Fronten Erfolge erzielt, dies gilt besonders für die 
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz. Die Auswirkungen dieser Arbeit müssen 
durch die Verhandlung und Erzielung verbindlicher Vereinbarungen und die Verbes-
serung der Repräsentativität sowohl der Gewerkschaften als auch der Arbeitgeber-
organisationen weiter gefestigt werden. Im Lichte der Weigerung der Europäischen 
Kommission, die Umsetzung der in der zentralen Staatsverwaltung getroffenen Ver-
einbarung über Anhörung und Unterrichtung in Form einer Richtlinie umzusetzen, ist 
es wichtig, mit größerer Entschlossenheit gegenüber den europäischen Institutionen 
aufzutreten und von ihnen das Bekenntnis zum Sozialdialog einzufordern.

Aktionspunkte
üü Koordinierung der politischen Entwicklungen und Strategien zwischen den 
EGÖD-Sozialdialogausschüssen und mit dem sektorübergreifenden Sozialdialog

üü Ziel einer Verhandlung und Erzielung von verbindlichen Vereinbarungen, die auf 
nationaler Ebene relevant sind, und Evaluierung ihrer Umsetzung

üü Unterstützung von Möglichkeiten, einen Sozialdialog in anderen EGÖD-Sektoren 
einzurichten, und besonders Unterstützung der Initiativen in der Entsorgungs-
wirtschaft und für die Sozialdienste

üü Überprüfung, Evaluierung und Förderung der Ergebnisse des sozialen Dialogs.

B4. Schutz der Arbeitnehmer/-innen vor Privatisierung und Outsourcing
Es gibt eindeutige Belege dafür, dass Privatisierung, Outsourcing, Fremdfirmenein-
satz und Liberalisierung negative Folgen für Arbeitsplätze, Löhne, die Altersversor-
gung und sonstige Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten 
in den Dienstleistungen der Daseinsvorsorge haben. Das gilt besonders dann, wenn 
es in der Privatwirtschaft nur einen unzureichenden Deckungsgrad durch Branchen-
verträge gibt. Eine sozial verantwortliche öffentliche Auftragsvergabe eröffnet die 
Möglichkeit, die Rechte von Arbeitnehmer/-innen in der Privatwirtschaft zu schüt-
zen, die die Dienstleistungen der Daseinsvorsorge erbringen.

Aktionspunkte
üü Beschreibung der Auswirkungen aller Formen der Privatisierung auf Rechte, 
Löhne und Arbeitsbedingungen von Beschäftigten und Unterstützung von 
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Aktionen, um Arbeitnehmer/-innen zu schützen und um Privatisierungen 
und Outsourcing rückgängig zu machen

üü Organisierung und Schutz von Arbeitnehmer/-innen in privaten Unterneh-
men, die öffentliche Dienstleistungen bereitstellen, und anderen Outsour-
cing-Dienstleistern; Verteidigung ihrer Löhne und Arbeitsbedingungen und 
bestehender Rechte

üü Förderung sektorweiter Kollektivvereinbarungen, um vergleichbare Bedin-
gungen herzustellen

üü Förderung und Überwachung der Verwendung von Sozial- und Umweltklau-
seln in öffentlichen Aufträgen

üü Kritische Bewertung der Ausschreibungspflicht und der Angriffe auf die inter-
ne (in-house) Erbringung öffentlicher Dienste

üü Lobbyarbeit, damit Unternehmen eine Sorgfaltspflicht zur Überwachung von 
Subunternehmern einführen, um die Beachtung der Menschenrechte ein-
schließlich der Gewerkschaftsrechte sicherzustellen.

B5. Durchsetzung der Vorteile der Digitalisierung auch für Arbeitnehmer/-innen
Die Beschäftigungsbedingungen und die Beschäftigungsformen im öffentlichen 
Dienst verändern sich grundlegend und schnell infolge der digitalen Transforma-
tion. Dabei spielt es keine Rolle, ob dies durch künstliche Intelligenz, Automatisie-
rung oder Robotisierung geschieht. Dieser Wandel beinhaltet potenziell sowohl 
positive als auch negative Aspekte. Eine Arbeit ohne stetig wiederkehrende Ab-
läufe kann mehr Erfüllung bieten, das damit einhergehende Risiko beinhaltet aber 
Arbeitsplatzverluste, Verfügbarkeit an 7 Tagen in der Woche rund um die Uhr und 
verstärkte Überwachung und Kontrolle. In beiden Fällen müssen Arbeitnehmer/-in-
nen durch effektive Kollektivvereinbarungen und das Recht auf Anhörung und 
Unterrichtung geschützt werden um sicherzustellen, dass die Gewerkschaften die 
Umstrukturierungen beeinflussen und kontrollieren können. Generell hält der sich 
wandelnde Arbeitsmarkt neue Herausforderungen für die Arbeitnehmer/-innen in 
Form von Scheinselbständigkeit, Null-Stunden-Verträgen sowie hochflexiblen und 
nicht planbaren Arbeitszeiten bereit. Die aus dem digitalen Wandel resultierenden 
grundlegenden Veränderungen der Beschäftigungsbedingungen machen darü-
ber hinaus adäquate Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen unabdingbar.

Aktionspunkte
üü Analyse der Auswirkungen der Digitalisierung auf die Beschäftigung und auf 
die Arbeitnehmerrechte

üü Thematisierung der Verschlechterung von Löhnen und Arbeitsbedingungen 
besonders im Hinblick auf die Arbeitszeiten und die Ausbreitung der Tele-
arbeit; Forderung des Rechts auf Unerreichbarkeit außerhalb der regulären 
Arbeitszeit

üü Sicherung des Rechts auf Anhörung und Unterrichtung als Mittel der Regulie-
rung des durch die Digitalisierung verursachten Wandels durch Kollektivver-
einbarungen oder Gesetze
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üü Forderung adäquater allgemeiner und beruflicher Bildungsmaßnahmen, die 
darauf abzielen, die Arbeitnehmer/-innen bestmöglich auf die Herausforde-
rungen vorzubereiten, die der digitale Wandel mit sich bringt, und um sicher-
zustellen, dass die von der Digitalisierung betroffenen Arbeitnehmer/-innen 
in Beschäftigung bleiben

üü Unterstützung von Initiativen mit dem Ziel einer Regulierung der neuen For-
men der Arbeitsmarktflexibilität durch Vereinbarungen oder Gesetze

üü Kampagne für eine kürzere Arbeitswoche ohne Einkommensverluste für die 
Beschäftigten, um die Vorteile der Digitalisierung zu nutzen als Gegenmaß-
nahme gegen Arbeitsplatzverluste.

B6. Durchsetzung und Verbesserung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes
Die Durchsetzung und Fortentwicklung des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 
ist gewerkschaftliche Kernaufgabe. Es geht hierbei insbesondere um Fragen der 
Prävention, die Vermeidung bzw. Senkung von Belastungen und Risiken sowie die 
Wiederherstellung bzw. die Verbesserung der Arbeitsfähigkeit und des Gesund-
heitszustandes. Insbesondere ist es hierbei wichtig, dass Arbeitsplätze und ihre 
Umgebung so gestaltet werden, dass der Arbeits- und Gesundheitsschutz gewähr-
leistet ist. Arbeitsplätze sind barrierefrei zu gestalten, um die Beschäftigung von 
Menschen mit Behinderung zu fördern. Die EU hat hierzu wichtige Richtlinien – ins-
besondere die Rahmenrichtlinien Arbeitsschutz - beschlossen.

Aktionspunkte
üü Fortführung von Aktivitäten für den Arbeits- und Gesundheitsschutz insbe-
sondere für betroffene Berufsgruppen

üü Fortentwicklung der europäischen Gesetzgebung und ihrer nationalen Um-
setzung, insbesondere zu Gefährdungen der Psyche und des Muskel-Ske-
lett-Systems

üü Stärkung der Arbeitsschutzaufsicht. Ausreichende finanzielle und personel-
le Kapazitäten zur Durchsetzung eines effektiven Arbeits- und Gesundheits-
schutzes.

B7. Mehr und bessere Arbeitsplätze durch den Kampf gegen den Klimawandel
Der Klimawandel hat erhebliche Auswirkungen auf die Arbeitsplätze und Arbeits-
bedingungen der Beschäftigten in den Dienstleistungen der Daseinsvorsorge, ange-
fangen bei den vielen tausend Beschäftigten, die vom Übergang zu sauberer Energie 
betroffen sind, bis hin zu denjenigen, die an vorderster Front mit den Auswirkungen 
extremer Wetterereignisse konfrontiert sind.

Aktionspunkte
üü Durchsetzung des Rechts auf Anhörung und Unterrichtung und Verhand-
lungen zur Regulierung des Übergangsprozesses; Schutz der Rechte und 
Arbeitsplätze der Beschäftigten in den Dienstleistungen der Daseinsvorsorge
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üü Förderung eines gerechten Übergangs von fossilen Energieträgern zu einem 
CO2-freien nachhaltigen Wirtschaftsmodell einschließlich Maßnahmen für 
den Beschäftigungsschutz und für den Verbleib der Arbeitnehmer/-innen im 
öffentlichen Dienst, indem sie durch berufliche Weiterbildung die Fähigkeiten 
und Kompetenzen für neue Berufe und Aufgaben erwerben

üü Durchführung einer detaillierten Analyse der potenziellen Auswirkungen auf 
die Lohnarbeit einschließlich der Beschäftigung – quantitativ und qualitativ 
–als wichtige Voraussetzung für einen Entscheidungsvorschlag auf europäi-
scher Ebene

üü Unterstützung der massiven Schaffung neuer grüner Arbeitsplätze auf natio-
naler und internationaler Ebene durch Investitionen und im Eigentum des öf-
fentlichen Sektors, u. a. in eine nachhaltige Energieversorgung, sozialen Woh-
nungsbau nach höchsten Umweltstandards und öffentliche Verkehrsnetze.

B8. Erreichen der Geschlechtergleichstellung am Arbeitsplatz
Die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes haben oft Pionierarbeit geleistet, 
wenn es um den Kampf für die Geschlechtergleichstellung am Arbeitsplatz ging. 
Der EGÖD hat die Auswirkungen der Austeritätspolitik aufgedeckt, beschrieben 
und überwacht und in seiner Gender Road Map und der Erklärung von Prag die 
wichtigsten Prioritäten für zukünftiges Handeln festgelegt. Wichtig zur Überwin-
dung der geschlechtsspezifischen Lohnunterschiede ist die Durchsetzung höherer 
Löhne in Niedriglohnsektoren und in frauendominierten Berufen. Es ist dringend 
erforderlich, berufliche Tätigkeiten neu zu bewerten und die geschlechtsspezifi-
sche und berufliche Segregation des Arbeitsmarktes zu verringern. Die Qualität, 
das zahlenmäßige Angebot und die Bezahlbarkeit von Angeboten der Kinder-
betreuung müssen verbessert werden, wobei eine fortschrittlichere Politik der 
Work-Life-Balance dringend erforderlich ist.

Aktionspunkte
üü Verbesserung der Wirkungskraft und Durchsetzung der Lohngleichstellungs-
gesetze und weiterer Maßnahmen, um das geschlechtsspezifische Einkom-
mens- und Rentengefälle zu verringern

üü Besondere Schwerpunktsetzung auf Initiativen zur Verbesserung der Löhne 
in frauendominierten Branchen und Berufen

üü Durchsetzung der in der Gender Road Map und der Prager Erklärung verein-
barten Prioritäten

üü Aufwertung des Internationalen Frauentages und des Europäischen Tags des 
gleichen Entgelts zu publikumswirksamen Veranstaltungen für Beschäftigte 
in den Dienstleistungen der Daseinsvorsorge

üü Darauf hinarbeiten, in nationalen Steuersystemen Hindernisse für die Er-
werbsbeteiligung von Frauen zu beseitigen, z. B. die gemeinsame steuerliche 
Veranlagung von Ehepartnern.
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B9. Bekämpfung von Diskriminierungen und Förderung der Gleichstellung 
am Arbeitsplatz
Viele Beschäftigte im öffentlichen Dienst erfahren Diskriminierungen, die sich auf 
ihre Löhne und Arbeitsbedingungen auswirken, aufgrund von Rasse, Geschlecht, 
Familienstand, sexueller Orientierung, geschlechtlicher Identität und Geschlechts-
merkmalen, Alter, Religion, Behinderung, politischer Meinung, sozialem oder wirt-
schaftlichem Status oder nationaler oder ethnischer Herkunft. Die Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes haben oft an vorderster Front gegen diese Formen der 
Diskriminierung gekämpft. Schwarze, Asiaten/-innen und ethnische Minderheiten 
(BAME) sind als Arbeitnehmer/-innen und Nutzer/-innen von Diensten unverhältnis-
mäßig stark von Kürzungen und Austeritätsmaßnahmen betroffen. Sie werden dar-
über hinaus im Arbeitsmarkt diskriminiert, wobei Frauen und junge Erwachsene der 
BAME-Gruppe doppelt betroffen sind. Rassismus und Faschismus sind in Europa auf 
dem Vormarsch, und die von BAME-Gemeinschaften überall in Europa erlebten Dis-
kriminierungen und Benachteiligungen haben eine neue Qualität erreicht, ebenfalls 
das Ausmaß der angezeigten Hassverbrechen. Migranten/-innen dienen ebenfalls 
als Sündenbock und werden für die Kürzungen und Austeritätsmaßnahmen verant-
wortlich gemacht unter Negierung ihrer positiven Beiträge für die Wirtschaft. Aus 
diesen Gründen ist es wichtig, dass wir Kampagnen für Gerechtigkeit und Gleich-
behandlung ethnischer Gruppen und für sichere und inklusive Arbeitsplätze und für 
den gleichberechtigten Zugang zu Dienstleistungen durchführen.

Aktionspunkte
üü Entwicklung gemeinsamer Strategien zur Bekämpfung von Diskriminierung 
und Gewalt am Arbeitsplatz einschließlich der Diskriminierung aufgrund der 
sexuellen Orientierung oder der Gender-Identität

üü Nutzung des Sozialdialogs und von Kollektivverhandlungen zur Entwicklung 
von Strategien, welche die Vielfalt der Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
und in anderen Dienstleistungen der Daseinsvorsorge berücksichtigen, sowie 
Stärkung der Schutzmechanismen gegen Diskriminierung

üü Sichere Arbeitsplätze bereitstellen, in denen sexuelle Belästigung und Gewalt 
gegen Frauen nicht vorkommen

üü Kampagne für die Vergabe öffentlicher Aufträge nach Kriterien, die die Gleich-
stellung in öffentlichen Diensten fördern

üü Weiterführung der Kampagne für die Annahme eines IAO-Übereinkommens 
gegen Gewalt und Belästigung am Arbeitsplatz und zum Schutz der Würde 
von Frauen und Männern am Arbeitsplatz

üü Unterstützung eines Netzwerks der BAME-Gewerkschaftsvertreter/-innen des 
EGÖD aus den Reihen der Mitglieder zur Benennung wichtiger Probleme, For-
mulierung eines Aktionsplans zu ihrer Bewältigung und zur Beratung des EGÖD 
bei der Gestaltung von Maßnahmen gegen Diskriminierung ethnischer Gruppen

üü Förderung der gegenseitigen Unterstützung, des Ideenaustausches und der So-
lidarität im Kampf gegen Unterdrückung, Marginalisierung und Diskriminierung

üü Kampagne gegen Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft insgesamt.
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C. Zukunft der Gewerkschaften im öffentlichen 
Dienst und in der Daseinsvorsorge

Starke Gewerkschaften stehen für unsere Werte und unsere Vision an unseren Ar-
beitsplätzen, in unseren Sektoren, in unseren Gemeinschaften, in unseren Ländern 
und in europäischen und globalen Institutionen wie politischen Arenen ein. Wir setz-
ten uns für die Interessen unserer Mitglieder und der Arbeitnehmer/-innen ein Die 
Stimme der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes – bzw. von Gewerkschaften, 
die in Dienstleistungen der Daseinsvorsorge organisieren – hat in nationalen Dach-
verbänden und im Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB) Gewicht. Gewerkschaf-
ten können effektiver verhandeln und Kampagnen durchführen, wenn sie auf eine 
aktive Mitgliedschaft, einen hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrad und um-
fassende Unterstützung durch die Arbeitnehmerschaft setzen können.

Die EGÖD-Mitgliedsgewerkschaften in Europa gewinnen jedes Jahr Hunderttau-
sende neue Mitglieder, aber die eigentliche Herausforderung besteht darin, dass 
diese Neumitglieder den Verlust der aus den Gewerkschaften austretenden Mit-
glieder und den in vielen Ländern erlebten Rückgang des gewerkschaftlichen Or-
ganisationsgrades mehr als wettmachen und eine aktive Mitgliedschaft aufbauen 
müssen. In dieser aktiven Mitgliedschaft muss ebenfalls der große Anteil weibli-
cher Beschäftigter in den Dienstleistungen der Daseinsvorsorge sichtbar werden, 
wobei darauf zu achten ist, dass sie in den gewerkschaftlichen Gremien entspre-
chend vertreten sind.

Aktionspunkt
üü Umfassende Förderung der Grundsätze und Ziele der Gewerkschaften im öf-
fentlichen Dienst und der Daseinsvorsorge.

C1. Intensivierung von Mitgliederwerbung und gewerkschaftlicher 
Organisierung
Eine Reihe von EGÖD-Initiativen zur Unterstützung der Mitglieder bei der Entwick-
lung ihrer Strategien für Mitgliederwerbung und gewerkschaftlicher Organisie-
rung beginnt sich aufgrund der erfolgreichen Anwerbung neuer Mitglieder aus-
zuzahlen. Eine Stärkung und Ausweitung dieser Initiativen wäre die Grundlage für 
eine langfristige Strategie, um den Trend der zurückgehenden Mitgliederzahlen zu 
drehen. Diese Beispiele guter Praxis wären für alle Mitglieder von Relevanz.

Aktionspunkte
üü Unterstützung und Motivierung von Mitgliedern, neue Initiativen für inten-
sivere Mitgliederwerbung und gewerkschaftliche Organisierung aufzulegen
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üü Verwendung regionaler Ressourcen in Mittel- und Osteuropa für die Unter-
stützung von Aktionen im Bereich Mitgliederwerbung und gewerkschaftli-
che Organisierung

üü Darauf achten, dass die Mitgliederwerbung- und Organisierungsinitiativen 
spezielle Maßnahmen beinhalten, um mehr junge Arbeitnehmer/-innen und 
Migranten/-innen zu gewinnen

üü Mitglieder motivieren, Studenten/-innen Praktikumsaufenthalte zu ermög-
lichen, damit junge Menschen die Gewerkschaftsbewegung kennenlernen.

C2. Verbesserung der Vertretung von Frauen und jungen Arbeitnehmer/-innen
Der EGÖD hat Schritte unternommen, um den Anteil von Frauen und jungen Be-
schäftigten in den gewerkschaftlichen Strukturen und in den Sitzungen zu erhö-
hen, und hat die Mitglieder aufgefordert, ähnliche Maßnahmen zu ergreifen. Diese 
müssen konsequent durchgeführt und weiterentwickelt werden, damit Frauen 
und junge Beschäftigte eine aktive Rolle auf allen Ebenen der Verbandes überneh-
men können.

Aktionspunkte
üü Beobachtung der Vertretung von Frauen und jungen Beschäftigten in den 
zum EGÖD gehörenden Organisationen sowie Förderung von Maßnahmen, 
um die Beteiligung von Frauen und jungen Beschäftigten im gesamten Ver-
band zu erhöhen

üü Weitere Unterstützung eines dynamischen Netzwerks junger Arbeitneh-
mer/-innen und seiner Initiativen im Bereich Mentoring sowie weiterer Maß-
nahmen, um die Beteiligung und Mitwirkung junger Arbeitnehmer/-innen 
sicherzustellen.

C3. Aufbau eines stärkeren EGÖD
Eine bessere Koordinierung innerhalb des EGÖD und mit anderen Organisationen 
der Gewerkschaftsbewegung kann die Effektivität der Kampagnen- und Lobby-
arbeit sowie anderer Formen gewerkschaftlicher Aktionen verbessern. Der EGÖD 
muss auf einer soliden finanziellen Basis stehen, autonom sein und seine Fähigkeit 
verbessern, politisch aktiv zu sein und – wo erforderlich – auch den Rechtsweg 
beschreiten zu können. Den Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes kommt 
eine wichtige Rolle zu, wenn es um die Festlegung der Prioritäten für die Gewerk-
schaftsverbände geht. Auf der europäischen Ebene leistet der EGÖD einen Beitrag 
zur effektiven Arbeit des EGB, in der die Anliegen aller Arbeitnehmer/-innen und 
ihrer Familien einschließlich der Beschäftigten im öffentlichen Dienst und in an-
deren Dienstleistungen der Daseinsvorsorge deutlich werden. Auch der EGB steht 
für den universellen Zugang zu qualitativ hochwertigen öffentlichen Diensten ein 
und kämpft gegen Privatisierungen von Dienstleistungen der Daseinsvorsorge. 
Der EGÖD wird sein Engagement bei den europäischen und anderen Institutionen 
sowie seine Arbeit mit anderen gewerkschaftlichen Organisationen und sozialen 
Bewegungen zielführender gestalten, um Änderungen zu bewirken. Wir alle wer-
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den stärker sein, wenn sich die Arbeitnehmer/-innen und unsere Mitglieder als Teil 
einer europäischen Gewerkschaftsbewegung sehen und alle unsere Mitglieder 
unsere Arbeit mitgestalten und sich daran beteiligen.

Aktionspunkte
üü Stärkung des EGÖD durch die umfassende Unterrichtung der Arbeitneh-
mer/-innen über unsere gemeinsame Arbeit und durch die Einbindung der 
Mitglieder in die Planungsprozesse des EGÖD, so dass Kampagnen- und Lob-
byarbeit und andere Formen gewerkschaftlicher Aktion die größtmögliche 
Unterstützung und Beteiligung erfahren

üü Öffentlichkeitswirksamere Durchführung der EGÖD-Initiativen zur Gestal-
tung eines anderen Europas auf der Basis von Solidarität und Fairness

üü Zusammenarbeit innerhalb des EGB und der Internationale der Öffentlichen 
Dienste sowie mit anderen gewerkschaftlichen Organisationen und sozialen 
Bewegungen im Kampf für ein soziales Europa, das auch Einfluss auf die Aus-
wirkungen der EU auf umfassendere Entwicklungen nimmt, die ganz Europa 
oder die Welt insgesamt betreffen.
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Dublin, Irland
Juni 2019



46

I. Entschließung über Energie
Vorgelegt von den französischen Mitgliedern, Frankreich

Energiewandel und Klimawechsel: eine Aufgabe für den öffentlichen Dienst

1.	Die Bewahrung des Planeten für die jetzige Generation und für zukünftige Ge-
nerationen erfordert mindestens die Erfüllung der Vorgaben des Pariser Klima-
schutzabkommens COP21. Die globale Erwärmung ist nicht nur eine Bedrohung 
unserer Zukunft, sondern auch die Ursache einer stetig steigenden Zahl von 
Kriegen, Naturkatastrophen und Flüchtlingskrisen, deren Ursachen der Klima-
wandel ist. Die Menschen, die ohnehin in prekären Situationen leben, sind die 
ersten Opfer dieser Klimaveränderungen.

a)	 Wir müssen gemeinsam konkrete Maßnahmen ergreifen, die auf den Realitä-
ten in jedem einzelnen Land basieren und die zu einer Aktionsfront auf euro-
päischer und internationaler Ebene führen.

2.	Energiepolitische Lösungen sind der Schlüssel für einen gerechten Übergang zu 
einer nachhaltigen Entwicklung.

a)	 Dabei geht es vorrangig darum, den Energieverbrauch zu senken und die 
Energieeffizienz zu verbessern.

3.	Alle Wirtschaftssektoren sind betroffen, von der Wohnungswirtschaft über die 
Verkehrswirtschaft bis hin zur Industrie.

4.	Die Suche nach Möglichkeiten zur Energieeinsparung darf nicht auf die individu-
elle Ebene beschränkt werden,

a)	 sondern beinhaltet auch neue Wege in der Stadtplanung, in der Entwicklung 
des ländlichen Raums, in der Verkehrsorganisation, in der Wasserwirtschaft usw.

5.	Energiesektor:

a)	 Jedes europäische Land muss in der Lage sein, seinen eigenen Energiemix zu de-
finieren und die Entwicklung effizienter Wirtschaftszweige auf eine Weise zuzu-
lassen, dass sie die im Rahmen von COP21 vereinbarten gesetzlichen Bestimmun-
gen und Ziele zur Reduzierung der Emission von CO2 einhalten können.

6.	Diese verpflichtenden Ziele lassen sich nur umsetzen, wenn die Energiewirt-
schaft weitgehend in öffentlicher Hand ist und auf diese Weise das Gemeinwohl 
und die Energiesicherheit gewährleistet sind. Der in der Energiewirtschaft bevor-
stehende Wandel erfordert folgende Maßnahmen:
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a)	 Investitionen und eine langfristige strategische Planung.

7.	Die Auswüchse des Finanzkapitalismus und / oder das Dogma eines an kurzfris-
tigen Vorteilen interessierten wettbewerbsorientierten liberalen Dogmas dürfen 
nicht bestimmend für unsere Energieversorgung sein und führen nur dazu, dass 
wir die klimatischen Herausforderungen nicht bewältigen werden.

Die liberale Leitidee für das europäische Projekt will die Abschaffung 
öffentlicher Dienste

1.	Die Forderung nach Demokratie und Solidarität im Energiesektor muss in jedem 
Staat und auf europäischer Ebene gestärkt werden. Überall auf der Welt zeigen 
die negativen Erfahrungen mit der Liberalisierung und der Privatisierung, dass 
öffentliche Dienste das Konzept für die Zukunft und ein Stabilitätsfaktor sind.

2.	Es geht dabei in der Tat um die Fähigkeit unserer Gesellschaft, aktuelle und zu-
künftige Anforderungen der Bevölkerung im Hinblick auf:

a)	 Energieversorgung, Solidarität, gesellschaftliche Gerechtigkeit und wirt-
schaftliche Effizienz zu erfüllen.

3.	Eine Analyse der Deregulierungen in der Energiewirtschaft in Europa zeigt eindeu-
tige Folgen wie geringeren nationaler Zusammenhalt, weniger soziale Garantien 
und einen dramatischen Anstieg der Energiearmut und der Preise. Es ist nicht aus-
zuschließen, dass die Energieverknappung sogar manchmal im Interesse einer hö-
heren Rentabilität instrumentalisiert wird.

Die Arbeitnehmer/-innen in diesem Sektor kennen die Bedeutung des 
öffentlichen Dienstes und des Gemeinwohls

1.	Sozialdumping als Folge einer strikt am Wettbewerb und finanzpolitischen Er-
wägungen orientierten Politik muss konsequent bekämpft werden.

a)	 Wir müssen uns dafür einsetzen, dass alle Beschäftigten in der Energiewirt-
schaft in den Genuss großzügiger sozialer Garantien und eines hochwertigen 
Sozialschutzes kommen.

2.	Die Energiewende muss im Rahmen eines gemeinsamen europäischen Projek-
tes vollzogen werden, das mit tiefgreifenden Veränderungen in den Bereichen 
Raumplanung, Steuern, Industriebranchen und Ausbildungssystemen einherge-
hen wird.
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Die Kontrolle des Energiesektors durch den öffentlichen Dienst ist 
zwingend erforderlich

3.	Die wichtigen politischen Entscheidungen sind nach einer aufgeklärten politi-
schen Debatte zu treffen, an der alle Bürger/-innen teilnehmen können und die 
sich nicht nur ausschließlich am Kriterium der Profitabilität und am Primat des 
Shareholder Values orientiert:

a)	 Die Mitgliedsgewerkschaften des EGÖD fordern für den Energiesektor eine 
stärkere Gewichtung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung, der öffentli-
chen Kontrolle und der demokratischen Beteiligung. Bürger/-innen, Beschäf-
tigte und Gewerkschaften müssen die Hauptakteure in diesem Prozess sein.

4.	Eine europäische Energiepolitik beinhaltet:

a)	 die Gründung einer Europäischen Energieagentur mit der Aufgabe einer lang-
fristigen Einkaufsstrategie, der Gewährleistung der Versorgungssicherheit 
und des Verbunds nationaler Stromnetze;

b)	eine Strategie für die Energiewirtschaft, die für qualifizierte und nachhaltige 
Arbeitsplätze in Europa sorgt;

c)	 die Berücksichtigung der besonderen Eigenschaften und der Unabhängigkeit 
jedes EU-Mitgliedstaates.
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II. Entschließung über Gesundheits- 
und Sozialdienste

Vorgelegt von den französischen Mitgliedern, Frankreich

Für öffentliche Gesundheits- und Sozialdienste, die den Bedürfnissen 
der Menschen entsprechen

1.	Seit einigen Jahren erleben wir Kürzungen der öffentlichen Gesundheits- und 
Sozialdienste sowie eine Zunahme des gewinnorientierten privaten Sektors, der 
Leistungen dort übernimmt, wo der an Bedeutung verlierende öffentliche Sek-
tor sich zurückzieht.

2.	Große private Unternehmen entstehen in Europa und im Rest der Welt mit dem ein-
zigen Ziel, Gewinne zu erwirtschaften und dafür gute Arbeitsbedingungen zur Dis-
position zu stellen. Generell missachten diese großen Konzerne mit ihrem unersätt-
lichen finanziellen Appetit die grundlegenden Bestimmungen des sozialen Dialogs 
und agieren gegen die Interessen der Arbeitnehmer/-innen und der Gewerkschaften.

3.	Nach Überzeugung von EGÖD und PSI müssen öffentliche Dienste allen Men-
schen zur Verfügung stehen und deren grundlegenden Bedürfnisse erfüllen. Der 
Staat muss die gute Qualität und die Zuverlässigkeit einer öffentlichen Gesund-
heitsversorgung mit einer ausreichend hohen Zahl qualifizierter und gut ausge-
bildeter Fachkräfte garantieren.

4.	Der Staat muss dafür sorgen, dass die öffentlichen Anbieter über die erforder-
lichen finanziellen Mittel verfügen, damit sie ihren öffentlichen Versorgungsauf-
trag wahrnehmen können. Gleichzeitig muss er die Voraussetzungen für einen 
ehrlichen und produktiven Sozialdialog herstellen. Die Entgelte müssen den 
Qualifikationen des Personals und den spezifischen Besonderheiten dieses ein-
deutig frauendominierten Sektors entsprechen.

5.	Sind diese Bedingungen erfüllt, sind qualitativ hochwertige öffentliche Dienste für 
alle ungeachtet des sozialen Status oder der finanziellen Verhältnisse gewährleistet.

6.	Die Bereitstellung qualitativ hochwertiger öffentlicher Dienste erfordert 
ebenfalls einen sicheren und effektiven Personalschlüssel für den Schutz und die 
Sicherheit sowohl der Beschäftigten als auch der Nutzer/-innen.

7.	Leistungsstarke öffentliche Dienste sind ein probates Mittel gegen die weitere 
internationale Bedeutungszunahme der privaten und gewinnorientierten An-
bieter, deren Leistungen nur wohlhabenden Bürger/-innen zur Verfügung steht 
und die keinerlei Garantien für hohe Standards bieten.
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III. Frauen und Geschlechtergleichstellung
Vorgelegt von drei Leitungsgremien der Arbeitskreise für Internationale Politik (Wor-
king Groups on International Affairs - WIZs): WIZ Regierung, WIZ Öffentlicher Dienst 

und WIZ Pflege & Gesundheit, FNV, Niederlande

1.	In Anerkennung der Tatsache, dass die Work-Life Balance unabhängig vom Ge-
schlecht gefördert und die Partizipation von Frauen verbessert werden muss, 
fordert der Kongress die Mitglieder auf, Behörden und Arbeitgeber zu Aktionen 
aufzufordern, um:

a)	 Beschäftigten eine größere Kontrolle über ihre Arbeitszeit und ihren Arbeitsort 
zuzugestehen;

b)	 eine Politik zu entwickeln, die eine gleichberechtigte Aufteilung von Pflege- 
und Betreuungsarbeit sowie von Erwerbsarbeit zwischen Männern und Frauen 
ermöglicht;

c)	 Kinderbetreuung attraktiver zu gestalten, indem Qualität, Bezahlbarkeit und 
Zugänglichkeit verbessert werden;

d)	Arbeitgeber dazu zu bewegen, berufliche Tätigkeiten anspruchsvoller zu ma-
chen und bessere berufliche Perspektiven zu eröffnen;

e)	 den Anteil von Frauen in allen Positionen und Berufen einschließlich techni-
scher Berufe zu erhöhen;

f)	 Arbeitgeber aktiv zu veranlassen, eine gleiche Anzahl von Frauen und Männern 
einzustellen;

g)	 für ein unterstützendes Arbeitsumfeld zu sorgen;

h)	 darauf zu achten, dass alle Arbeitnehmer/-innen in gleicher Weise wertge-
schätzt und entlohnt werden, um die Lohndiskriminierung von Frauen und 
Minderheiten zu beenden;

i)	 Gesetze und Vereinbarungen zu formulieren, die das Problem der sexuellen 
Belästigung und Übergriffe angehen;

j)	 Eine Politik zu entwickeln, die die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen 
verbessert.
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IV. Der Kampf für junge europäische 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst ist 

gleichbedeutend mit dem Kampf für die 
Zukunft der Arbeit und die Zukunft der 

Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes
Vorgelegt vom nordischen Wahlkreis und dem EGÖD-Jugendnetzwerk

Die Bewältigung von Herausforderungen, mit denen junge Beschäftigte im öf-
fentlichen Dienst konfrontiert werden, entspricht den wichtigsten Prioritäten des 
EGÖD in den kommenden Jahren. Die Thematisierung der für junge Arbeitneh-
mer/-innen wichtigen Probleme gehört zur Auseinandersetzung mit der Frage, wie 
die Zukunft der Arbeit im öffentlichen Dienst und die Zukunft der Gewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes aussehen sollen.

Junge Arbeitnehmer/-innen und die Zukunft der Arbeit im öffentlichen 
Dienst

1.	Der EGÖD stellt fest, dass die Herausforderungen, mit denen junge Arbeitneh-
mer/-innen heute konfrontiert werden, morgen für alle Arbeitnehmer/-innen 
gelten werden. Vernünftige Arbeitsbedingungen für junge Beschäftigte im öf-
fentlichen Dienst sind wichtig, wenn es um die sichere Zukunft der Arbeit im 
öffentlichen Dienst für alle Arbeitnehmer/-innen geht.

2.	Arbeitslosigkeit und prekäre Beschäftigung sind ein umfassendes Problem für 
die Zukunft der Arbeit. 2017 hatten ca. 15,8 Millionen junge Menschen in der 
EU im Alter zwischen 20 und 34 Jahren weder eine Beschäftigung, noch absol-
vierten sie eine schulische oder berufliche Ausbildung. Langfristige Arbeitslo-
sigkeit junger Erwachsener ist einer der Hauptursachen für Beeinträchtigungen 
des Wohlergehens, für Einkommensunsicherheit und für fehlende zukünftige 
Beschäftigungsperspektiven.

3.	Junge Beschäftigte im öffentlichen Dienst müssen sich mit unbezahlten Über-
stunden und langen Arbeitstagen auseinandersetzen, werden zu ungesetz-
mäßigen Arbeitsverträgen gezwungen, erhalten zu geringe Löhne und haben 
Schwierigkeiten, eine unbefristete Beschäftigung oder einen Vollzeitjob zu be-
kommen. Eine Kultur der prekären Beschäftigung verschlechtert zusätzlich die 
Lage der Arbeitnehmer/-innen, da sie von einem organisierten Arbeitsleben und 
den Angeboten der Gewerkschaften ferngehalten werden.
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4.	Der EGÖD unterstützt den Kampf für die Lösung dieser junge Menschen über-
proportional stark betreffenden Probleme und erkennt an, dass dieser Kampf ei-
nen Beitrag für eine wünschenswerte Zukunft der Arbeit im öffentlichen Dienst 
leisten wird.

Junge Arbeitnehmer/-innen und die Zukunft der Gewerkschaften im 
öffentlichen Dienst

1.	Dem EGÖD ist bekannt, dass die Mitgliedschaft junger Menschen in den Gewerk-
schaften und ihre gewerkschaftliche Teilhabe ein wichtiger Faktor sind, damit 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes eine Zukunft haben.

2.	Ein Mangel an Bewusstsein und fehlendes Interesse bei den jungen Arbeitneh-
mer/-innen im Hinblick auf die Gewerkschaften führen dazu, dass die Gewerkschaf-
ten überall in Europa Mitglieder verlieren. Das Negativimage der Gewerkschaften, 
prekäre Arbeitsbedingungen im öffentlichen Sektor und die unzureichende Dar-
stellung der Arbeit der Gewerkschaften und Aufklärung darüber innerhalb des Bil-
dungssystems verschärfen das Problem zusätzlich. In der sich schnell verändern-
den Arbeitswelt ist die Zukunft des öffentlichen Dienstes und seiner Gewerkschaf-
ten ohne die aktive Beteiligung junger Arbeitnehmer/-innen kaum vorstellbar.

3.	Um einen Beitrag zur Lösung des Problems der schwindenden Mitgliederzahlen 
und der geringen Wahrnehmung und des fehlenden Interesses an den Gewerk-
schaften zu leisten, unterstützt der EGÖD Maßnahmen, um bei jungen Men-
schen und jungen Arbeitnehmer/-innen das Interesse an den Gewerkschaften 
und die Bereitschaft zu ihrer Unterstützung zu erhöhen.

4.	Junge Arbeitnehmer/-innen können im Rahmen ihres gewerkschaftlichen Enga-
gements eine aktive Rolle übernehmen und innovative Wege entwickeln, um 
junge Mitglieder anzusprechen und anzuwerben und dabei auf positive Erfah-
rungen mit der Organisierung junger Arbeitnehmer/-innen zurückzugreifen. Die 
Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes können auf verschiedene Weise einen 
Beitrag zu einem verstärkten Engagement junger Menschen leisten, z. B. durch 
jugendorientierte Plattformen, Schulungsangebote in den Gewerkschaften und 
die Förderung politischer Maßnahmen, die für junge Beschäftigte extrem hilf-
reich sind. Auf diese Weise können Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes 
weiterhin eine starke Kraft bleiben, die die Rechte und die Vertretung aller Ar-
beitnehmer/-innen wahrt und verbessert.

5.	Der Aufbau von Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes mit einer breiten Ver-
tretung erfordert eine gemeinsamen und inklusive Anstrengung, damit junge 
Menschen aktiv am Gewerkschaftsleben teilnehmen können. Der EGÖD hält 
fest, dass das Engagement junger Arbeitnehmer/-innen bei der Anwerbung neu-
er Mitglieder hilfreich sein kann und das Interesse junger Beschäftigter an der 
Gewerkschaftsbewegung wecken kann.
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6.	Der EGÖD unterstützt perspektivisch einen öffentlichen Sektor, der jungen Ar-
beitnehmer/-innen gute und faire Löhne, vernünftige Arbeitsbedingungen, eine 
familienfreundliche Politik, Möglichkeiten für die berufliche Entwicklung und die 
berufliche Weiterbildung sowie ein inklusives Arbeitsumfeld frei von Diskrimi-
nierung und Belästigung bietet. Durch die Umsetzung dieser Ziele können die 
Gewerkschaften jungen Arbeitnehmer/-innen beweisen, dass ihnen ein wich-
tiger Part im Arbeitsleben von morgen zukommt, und die Anzahl ihrer jungen 
Mitglieder erhöhen.

7.	Junge Arbeitnehmer/-innen zu unterstützen bedeutet, in die Zukunft der Ge-
werkschaften im öffentlichen Dienst zu investieren.

8.	Aktionspunkte:

a)	 Den öffentlichen Sektor bewegen, jungen Menschen mehr Beschäftigungs-
möglichkeiten anzubieten

b)	Unterstützung von Programmen zur Wiedereingliederung für junge Arbeit-
nehmer/-innen, die seit längerer Zeit aus dem Arbeitsmarkt ausgeschlossen 
sind, als Maßnahme gegen die langfristige Jugendarbeitslosigkeit auf natio-
naler und europäischer Ebene

c)	 Förderung der Entwicklung eines jugendorientierten Handlungsansatzes in-
nerhalb des öffentlichen Sektors, u. a. durch Beratung, Mentoring und frühe 
berufliche Orientierungsprogramme für junge Menschen

d)	Befürwortung von Maßnahmen gegen Outsourcing und die Fragmentierung 
des Arbeitsmarktes (z. B. unbezahlte Praktika, Nullstunden-Verträge und Er-
satz unbefristeter Arbeitsverhältnisse durch zeitlich begrenzte Arbeitsverträ-
ge), von denen junge Arbeitnehmer/-innen überproportional betroffen sind

e)	 Unterstützung von Maßnahmen, um besonders jungen Beschäftigten und 
ihren Familien eine bessere Work-Life-Balance zuzusichern

f)	 Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen dem öffentlichen Sektor, den Ge-
werkschaften und den Bildungsträgern, damit junge Arbeitnehmer/-innen bes-
ser ausgebildet werden und über die Gewerkschaftsarbeit informiert werden

g)	 Gewerkschaften motivieren, junge Arbeitnehmer/-innen fest in das gemeinsa-
me Anliegen der Gewerkschaftsbewegung durch die Bereitstellung von Platt-
formen, Veranstaltungen und Ausbildung einzubinden, indem in diesen Rah-
men besonders auf junge Beschäftigte und ihre Anliegen eingegangen wird

h)	 Unterstützung des EGÖD-Jugendnetzwerks bei seiner Arbeit des Engage-
ments junger Gewerkschafter/-innen im EGÖD
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V. Geschlechtergleichstellung 
am Arbeitsplatz

Vorgelegt vom nordischen Wahlkreis

Geschlechtergleichstellung am Arbeitsplatz

1.	Der EGÖD stellt fest, dass der öffentliche Sektor in Europa in großem Umfang 
Gesundheits- und Sozialdienste sowie weitere öffentliche Dienste erbringt und 
deshalb als Arbeitgeber soziale Verantwortung übernehmen sollte. Weiterhin 
ist der öffentliche Sektor der größte Arbeitgeber für Frauen und hat deshalb 
die besondere Aufgabe, die Gleichbehandlung von Männern und Frauen zu 
gewährleisten.

2.	Der EGÖD stellt ebenfalls fest, dass die Möglichkeiten des öffentlichen Dienstes, 
Arbeitnehmer/-innen und Bürger/-innen gegen alle Formen der Ungleichbe-
handlung und Diskriminierung in vielen Teilen Europas zu verteidigen, aufgrund 
der nach der Finanzkrise ergriffenen Austeritätsmaßnahmen deutlich einge-
schränkt worden sind.

3.	Unfreiwillige Teilzeitarbeit und Beschäftigte mit sukzessiven zeitlich befristeten 
Arbeitsverträgen erschweren oft die Bereitstellung qualitativ hochwertiger so-
zialer Dienste, da diese Kompetenzen, Engagement und Erfahrungen der Arbeit-
nehmer/-innen voraussetzen.

4.	Der EGÖD ist besorgt darüber, dass die Teilzeitbeschäftigung nicht nur einen 
geringeren Verdienst zur Folge hat, sondern in vielen Fällen auch zu schlechte-
ren Leistungen im Krankheitsfall und bei Arbeitslosigkeit führt. Dies wiederum 
wirkt sich ebenfalls negativ auf die Altersversorgung von Frauen aus und erhöht 
zusätzlich das ohnehin bestehende Armutsrisiko für Frauen. Aus diesem Grund 
muss eine unbefristete Vollzeitzeitbeschäftigung die Norm in frauendominier-
ten Sektoren werden.

5.	Der EGÖD fordert, dass Privatisierungen, Outsourcing und öffentlich-private 
Partnerschaften (ÖPPs) nicht zu niedrigeren Löhnen und schlechteren Arbeits-
bedingungen oder anderen Formen des Sozialdumpings führen dürfen. Die 
bisherigen Erfolge im Kampf für gleiche Rechte dürfen nicht in Frage gestellt 
werden.

6.	Der EGÖD beobachtet, dass es nach wie vor ein hohes Maß an Ungleichheit und 
geschlechtsspezifischer Segregation im Arbeitsleben gibt, und sollte sich des-
halb dafür einsetzen, in der EU das Recht auf Vollzeitarbeit, einen im Hinblick auf 
Vergütung und Freistellungszeiten angemessenen Elternurlaub/Elternkarenz so-
wie Mutterschaftsleistungen durchzusetzen und zu stärken. Eine qualitativ gute 
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Kinderbetreuung und vernünftige Regelungen des Elternurlaubs/der Elternka-
renz für beide Elternteile leisten einen Beitrag zu einem gleichberechtigteren 
Arbeitsleben.

Die folgenden Zielsetzungen können als Ergänzung der ohnehin 
ambitionierten Ziele der EGÖD-Arbeit für gleiche Rechte angesehen 
werden:

a)	 alle Menschen sollten in der Lage sein, während ihres Lebens ihren Lebens-
unterhalt verdienen zu können;

b)	sowohl Männer als auch Frauen sollten die Möglichkeit haben, Erwerbsleben 
und Pflege- oder Betreuungsarbeit miteinander vereinbaren zu können;

c)	 männlich und weiblich dominierte Sektoren sollten ihren Beschäftigten 
gleichwertige Löhne, Arbeitsbedingungen und sonstige Leistungen bieten;

d)	Arbeitsplätze sollten sicher, frei von genderspezifischen Bedrohungen, Ge-
walt, Sexismus oder Belästigung sein;

e)	 Frauen und Männer sollten im Arbeitsleben und in den Gewerkschaften die 
gleiche Macht haben;

f)	 in der öffentlichen Auftragsvergabe sollte die Forderungen nach Geschlech-
tergleichstellung beachtet werden.
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VI. Die Europäische Union und die 
Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorgelegt von STAL, Portugal

1.	In den vergangenen Jahren hat die Wirtschaftspolitik der Europäischen Union, 
die oft in den politischen Maßnahmen nationaler Regierungen erkennbar war, 
mit ihren Sparmaßnahmen zu einer Hypothek geführt, die bis heute negative 
Auswirkungen auf die öffentlichen Dienste und deren Beschäftigte und im wei-
teren Sinn auch auf das Wachstum und die wirtschaftliche Entwicklung in meh-
reren Ländern hat.

2.	Zwar hat die Europäische Union in vielen Regionen einen Beitrag zur wirtschaft-
lichen Entwicklung geleistet, aber die damit verbundenen Gewinne sind nicht 
allen Menschen gleichmäßig zugutegekommen, und es sind nach wie vor gro-
ße Herausforderungen im Hinblick auf Beschäftigung, Einkommen und Arbeits- 
und Sozialrechte zu bewältigen.

3.	Trotz der Aussagen über ein soziales Europe werden Sozial- und Arbeitsrechte 
und Kollektivverhandlungen in zahlreichen Mitgliedstaaten attackiert.

4.	Europäische Arbeitnehmer/-innen und Bürger/-innen haben sich in vielfacher 
Weise gegen diese Entrechtung gewehrt und ein authentisch ökonomisches und 
soziales Europa gefordert.

5.	Die Macht der großen Wirtschafts- und Finanzkonzerne ist jedoch zum Nachteil 
der Gesellschaft weiter gestiegen und schlägt Wurzeln in rechtslastiger Politik 
und Neoliberalismus, in einigen Fällen ungeachtet der politischen Position der 
Regierung.

6.	Dies wurde zusätzlich verschärft durch einen Mangel an Transparenz und Anzei-
chen von Korruption, die sowohl auf nationaler als auch auf europäischer Ebene 
evident sind.

7.	Es ist deshalb die Aufgabe nationaler und europäischer Gewerkschaften, ihre 
ureigensten Aufgaben als Vertreter der produktiven Kräfte, sprich Arbeitneh-
mer/-innen, wahrzunehmen und die Rückkehr zu einer sozialen Politik und be-
sonders eine neue Wirtschaftspolitik zu fordern mit folgenden Zielen:

a)	 Aufstockung des Europäischen Kohäsionsfonds zur Förderung der Entwick-
lung der wirtschaftlich schwächsten Länder durch Unterstützung einer effek-
tiven wirtschaftlichen Konvergenz und besserer Lebensbedingungen.
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b)	Beendigung der Politik der Europäischen Zentralbank, die öffentliche Gelder 
großen Finanzkonzernen zur Verfügung stellt, die damit Spekulationsgewin-
ne auf Kosten der Menschen und Länder erzielen, die sich in einer besonders 
schwierigen Lage befinden.

c)	 Durchführung einer Arbeits- und Sozialpolitik durch die Europäischen Insti-
tutionen, die sich auf die historischen Kämpfe der Arbeiterklasse beruft und 
Arbeits- und Sozialrechte wiederherstellt;

d)	Einrichtung von Mechanismen bei der Europäischen Zentralbank, um die Ver-
schuldung diverser Länder durch realistische und langfristige Zins- und Zah-
lungsbedingungen zurückzuführen.

e)	 Änderung der unflexiblen Bedingungen des so genannten Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes, der eine Politik unter Einhaltung der EU-Vorgaben ermög-
licht, die den einzelnen Ländern die Förderung der nachhaltigen Entwicklung 
ihrer Wirtschaft ermöglicht.

f)	 Respekt der Souveränität und Kultur jedes einzelnen Landes, das einen Bei-
trag zu dem wirtschaftlichen und sozialen Europa leistet, das wir alle aufbau-
en wollen.
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VII. Höhere Löhne und Förderung von 
Kollektivverhandlungen!

Vorgelegt von STAL, Portugal

1.	Unter dem Vorwand der Krisenbekämpfung wurde Europa Zeuge einer Politik, 
die zur Verringerung der Löhne und der Kaufkraft, zur Aushebelung von Arbeits-
gesetzen und Kollektivverhandlungen und zur rücksichtslosen Demontage öf-
fentlicher Dienste geführt hat. Die Folgen waren weitreichend und besonders 
dramatisch in den Ländern, in denen das Troika-Rettungsprogramm der EU 
durchgriff wie z. B. in Portugal, Griechenland, Zypern und Irland..

2.	In diesen Ländern haben die Arbeitnehmer/-innen generell und besonders die 
Staatsbediensteten eine schockierende Verarmung und parallel dazu eine im-
mer weiter zunehmende Ausbeutung erleben müssen. Die Mittel für öffentliche 
Dienste wie Bildung, Gesundheit und soziale Absicherung wurden drastisch ge-
kürzt und damit in den Augen der Öffentlichkeit diskreditiert mit dem Ziel, sie für 
die Privatisierung sturmreif zu schießen.

3.	Die Kürzungen von Löhnen besonders der Beschäftigten im Staatsdienst 
ist zu einem Programm im Namen der Wettbewerbsfähigkeit und der ausgegli-
chenen Außenbilanz geworden und das Ergebnis der Unterwerfung der Regie-
rungen unter die europäischen Haushaltsvorschriften und Auflagen. Der Aus-
stieg aus Kollektivvereinbarungen und die Blockade von Kollektivverhandlun-
gen im öffentlichen Sektor folgen denselben Zielsetzungen.

4.	In Portugal z. B., wo die Löhne im öffentlichen Dienst neun Jahre lang zwischen 
2010 und 2018 eingefroren waren, haben die Beschäftigten allein aufgrund der In-
flation im Durchschnitt 12% ihres Lohns eingebüßt. Nehmen wir als Ausgangswert 
den Anfang dieses Jahrhunderts, beträgt der reale Verlust 20% und in einigen be-
sonders qualifizierten Berufen fast 30%!

5.	Die Statistiken bestätigen diese immensen Lohnverluste und die Tatsache, 
dass die Löhne in vielen Ländern immer noch weit unter dem Stand der Vor-Kri-
se liegen – ganz anders als die Gewinne, und dieses Szenario und die angekün-
digten Maßnahmen lassen nichts Gutes ahnen, zumal offensichtlich ist, dass die 
europäischen Institutionen es bisher nicht geschafft haben, einen umfassenden 
Aktionsplan zu entwickeln oder auszuführen, der die Europäische Säule sozialer 
Rechte umsetzt.

6.	Es ist deshalb mehr als überfällig, diesen Weg zu verlassen und dafür zu 
sorgen, dass alle europäischen Arbeitnehmer/-innen und besonders die Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst einen angemessenen Lohn zur Finanzierung eines 
guten Lebensstandards erhalten.
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7.	Es ist Aufgabe der Gewerkschaftsbewegung und natürlich des EGÖD, 
Kampagnen zur Umsetzung dieser Ziele zu führen und gleichzeitig Vorschläge 
vorzulegen, wie man der steigenden Ungleichheit und der zunehmend unge-
rechten Verteilung der Einkommen Herr werden kann.

8.	Vor diesem Hintergrund und im Hinblick auf die Wiedergewinnung ver-
lorener Kaufkraft ist es wichtig, den Kampf zu verstärken und folgende Forde-
rungen zu stellen:

a)	 Generelle und reale Lohnsteigerungen für alle Beschäftigten im öffentlichen 
Sektor als Gegenmaßnahme zu den Reallohnverlusten der letzten Jahre unter 
Einrechnung des Wirtschaftswachstums;

b)	Regelmäßige Verhandlung der Löhne und ihre Anpassung mindestens 
an die Preise und mit einem Anteil an den durchschnittlichen nationalen 
Produktivitätsgewinnen;

c)	 Förderung und Stärkung der Kollektivverhandlungen im öffentlichen Sektor.
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VIII. Solidarität mit Immigranten/-innen 
und Flüchtlingen
Vorgelegt von HİZMET-İŞ, Türkei

1.	Gewalt, Krieg, Armut und der Klimawandel sowie weitere unhaltbare Zustände 
sind der Auslöser von Migration. Kein Mensch darf als illegal behandelt werden, 
und unsere Solidarität sollte allen Menschen gelten.

2.	Die EU-Politik und die einzelstaatliche Migrationspolitik sind oft selektiv und re-
pressiv. In einigen Ländern entsteht durch das Arbeitsrecht eine komplexe Arbeit-
nehmer-Hierarchie, die eine gewerkschaftliche Organisierung zusätzlich erschwert. 
Seit 2011 haben sich die EU und ihre Mitgliedstaaten trotz des kontinuierlichen und 
schnell wachsenden Zustroms von Flüchtlingen nicht der von ihnen erwarteten 
Verantwortung gestellt, sondern vielmehr ein Abkommen mit der Türkei unter-
zeichnet, um die Flüchtlinge von ihren Außengrenzen fernzuhalten.

3.	Es gibt nach wie vor erhebliche Defizite, wenn es darum geht, Migranten/-innen 
über ihre grundlegenden Menschenrechte, Einwanderungsdienste und den Zu-
gang zu beruflicher Bildung zu informieren. Allgemeine und juristische Informa-
tionen und Beratung für Arbeitsmigranten/-innen und Flüchtlinge einschließlich 
der Mitwirkung der Gewerkschaften sollten von den Behörden geleistet werden.

4.	Die Gewerkschaften sollten Arbeitsmigranten/-innen unterstützen und gewerkschaft-
lich organisieren und Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und Sozialdumping bekämpfen.

5.	Aus diesem Grunde:

a)	 Fordert der Kongress die EGÖD-Mitglieder auf, die Kommunal- und Regional-
verwaltungen sowie die nationalen Regierungen in ihrer Aufgabe zu unter-
stützen, allen Migranten/-innen und Flüchtlingen, Minderheiten sowie anderen 
gefährdeten Gruppen, die in unserer Gesellschaft in prekären Situationen le-
ben, Zugang zu öffentlichen Diensten einschließlich Gesundheitsversorgung, 
Bildung, Sozialschutz, Rechtsdiensten und gemeindenahen Diensten ohne Be-
hinderung und Angst anzubieten;

b)	 Fordert der Kongress die Mitgliedsgewerkschaften auf, ihre lokalen Organisati-
onen bei der Erstellung von webbasiertem Material und Printmaterial zu unter-
stützen, das Migranten/-innen und Flüchtlingen helfen soll;

c)	 Beschließt der Kongress, sich gemeinsam mit EGÖD-Mitgliedsorganisationen 
für eine humanitäre und faire Flüchtlingspolitik auf nationaler und internatio-
naler Ebene sowie für die Vergabe von Aufenthaltsgenehmigungen und Staats-
bürgerschaften einzusetzen.
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IX. Bekämpfung zunehmender Tendenzen 
von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, 

Islamophobie und Antisemitismus in Europa
Vorgelegt von HİZMET-İŞ, Türkei

1.	Rassistische und fremdenfeindliche Tendenzen setzen sich immer stärker in eu-
ropäischen Gesellschaften und Institutionen fest. Es sind nicht nur die extremis-
tischen Gruppen, die wegen ihrer rassistischen Diskurse besonders gegenüber 
dem Islam und den muslimischen Gläubigen angeklagt werden können, son-
dern ebenfalls der politischen Mitte zuzurechnende linke und rechte Parteien.

2.	Die daraus entstandene Situation führt dazu, dass die Opfer Angst haben, sich 
über die gegen sie geführten Angriffe zu beklagen. Nach von der EU Agentur für 
Grundrechte (FRA) veröffentlichten Studien melden nur 12% der muslimischen 
Gläubigen den Behörden Diskriminierungen, die ihnen widerfahren sind, haben 
31% der Muslime/-innen, die Arbeit suchen, Diskriminierungen erlebt, und wur-
den fast 30% der Menschen jüdischen Glaubens belästigt.

3.	Die Statistik belegt, dass Angriffe auf Fremde und besonders auf muslimische 
Gemeinschaften und Gebetsstätten in den vergangenen fünf Jahren in den 
großen europäischen Ländern dramatisch zugenommen haben. Dazu gehören 
auch nachweislich Tausende von verbalen und auch körperlichen Angriffen ge-
gen Muslime/-innen.

4.	Europa sollte den Kampf gegen extreme rechte oder linke Terroristen nicht 
aufgeben, denn sonst wird es sich weiter von seinen Grundfesten und Werten 
entfernen, auf denen es gegründet wurde. Darüber hinaus werden die europäi-
schen Staaten weiterhin an Glaubwürdigkeit für ihre Politik verlieren, wenn sie 
nicht die erforderlichen Maßnahmen zur Bekämpfung von Islamophobie und 
anderen Formen der Fremdenfeindlichkeit ergreifen.

5.	Aus diesem Grund: Entschließt sich der EGÖD, die effektive Implemen-
tierung der Antidiskriminierungsgesetze der EU am Arbeitsplatz zu fordern, um 
Diskriminierungen aufgrund von ethnischer Zugehörigkeit, Religion oder Glau-
be zu bekämpfen.

6.	Fordert der EGÖD seine Mitgliedsgewerkschaften auf:

a)	 Kampagnen gegen Rassismus besonders im Polizei- und Justizapparat 
durchzuführen;
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b)	die Rekrutierung vielfältigerer Belegschaften im öffentlichen Dienst zur Dis-
kussion zu stellen;

c)	 Kampagnen, Sozialdialog und Kollektivverhandlungsmechanismen zu för-
dern, um die Gleichbehandlung und die gleiche Entlohnung aller Beschäftig-
ten einschließlich der Migranten/-innen sicherzustellen;

d)	arbeitnehmerfreundliche, fortschrittliche politische Parteien und Kandida-
ten/-innen bei europäischen, nationalen und lokalen Wahlen zu unterstützen 
und für diejenigen politischen Vertreter/-innen zu stimmen, die gegen Rassis-
mus, Fremdenfeindlichkeit, Islamophobie und Antisemitismus vorgehen.
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X. Für einen unabhängigen 
palästinensischen Staat, der seinen 

Bürger/-innen qualitativ hochwertige 
öffentliche Dienste zur Verfügung stellt

Vorgelegt von HİZMET-İŞ, Türkei

Der EGÖD-Kongress STELLT FOLGENDES FEST:

1.	 Der EGÖD begrüßt und befürwortet die Entschließung Nr. 50 des 30. Weltkon-
gresses der Internationale der Öffentlichen Dienste (PSI) für einen unabhängi-
gen palästinensischen Staat, der seinen Bürger/-innen qualitativ hochwertige 
öffentliche Dienste zur Verfügung stellt.

2.	 Die arabisch-israelischen Kriege im Nahen Osten haben dazu geführt, dass Is-
rael das Westjordanland, Ostjerusalem, den Gazastreifen und die syrischen Go-
lanhöhen besetzt und Hunderttausende Palästinenser/-innen und Syrer/-innen 
vertrieben hat.

3.	 Diese Besetzung hat dem palästinensischen Volk eine schwere humanitäre 
und entwicklungspolitische Bürde auferlegt. Dazu gehören Generationen über 
Generationen von Palästinenser/-innen, die dazu gezwungen werden, in im-
mer stärker überfüllten Flüchtlingslagern aufzuwachsen und zu leben, viele in 
schlimmster Armut und ohne oder kaum Aussichten auf ein besseres Leben für 
ihre Kinder.

4.	 Neben der nach wie vor anhaltenden Besetzung der palästinensischen Gebiete 
ist heute die größte Bedrohung für den Frieden im Nahen Osten die Ablehnung 
der Zwei-Staaten-Lösung, zu der Israel und die US-Regierung beim ersten Tref-
fen zwischen US-Präsident Donald Trump und dem israelischen Premierminis-
ter Benjamin Netanjahu auf Distanz gegangen sind.

5.	 Der UN-Sicherheitsrat hat die Resolution 2334 am 23. Dezember 2016 ange-
nommen. Darin heißt es, dass der Bau von Siedlungen sofort gestoppt werden 
soll und dass alle nach 1967 errichteten Siedlungen illegal sind. Trotz der Reso-
lution des UN-Sicherheitsrates setzt die israelische Regierung ihre Siedlungs-
politik auf den palästinensischen Gebieten einschließlich Ostjerusalems mit 
verschärftem Tempo fort.

6.	 Der Gazastreifen wird nach wie vor belagert, und die israelische Regierung hin-
dert die Palästinenser/-innen daran, die Grenze zu überqueren und sich medizi-
nisch behandeln zu lassen. Damit wird dem palästinensischen Volk das grund-
legende Recht auf Gesundheitsversorgung vorenthalten.
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7.	 Trotz des Beschlusses der UN-Vollversammlung, dass „alle Staaten aufgefordert 
sind, auf die Einrichtung diplomatischer Missionen in der Heiligen Stadt Jeru-
salem zu verzichten”, dem 128 Mitgliedstaaten zugestimmt haben, hat US-Prä-
sident Trump die Entscheidung getroffen, die US-Botschaft von Tel Aviv nach 
Jerusalem zu verlegen und damit Jerusalem zur offiziellen Hauptstadt Israels 
zu erklären. Diese Entscheidung hat die bestehenden Spannungen weiter ver-
schärft und ist eine zusätzliche Bedrohung für den Frieden.

8.	 Die Vereinigten Staaten haben gegen alle relevanten UN-Entschließungen, ver-
stoßen, die Glaubwürdigkeit der internationalen Gemeinschaft beschädigt und 
unter Präsident Trump ihre Rolle als Vermittler in diesem Konflikt verloren.

9.	 Der Staat Israel setzt weiterhin unverhältnismäßige Gewalt gegen die palästi-
nensische Zivilbevölkerung ein, die gegen die Entscheidung der Vereinigten 
Staaten protestiert hat. Nachdem die israelischen Sicherheitskräfte unter-
schiedslos mit scharfer Munition in die Menge geschossen hatten, verloren Be-
schäftigte des öffentlichen Dienstes und besonders Gesundheitspersonal ihr 
Leben, und es gab zahlreiche Verwundete.

10.	Europa ist Israels größter Handelsmarkt. Das Assoziierungsabkommen zwi-
schen der EU und Israel hält fest, dass der Handel und andere Beziehungen auf 
dem Respekt der Menschenrechte beruhen sollten. Die EU und die Regierun-
gen europäischer Länder dulden jedoch weiterhin stillschweigend den Han-
del mit den illegalen Siedlungen und haben die israelische Regierung bisher 
nicht wegen ihrer groben Verstöße gegen Menschenrechte und internationales 
Recht zur Verantwortung gezogen.

Der Kongress STELLT EBENFALLS FEST:

1.	 Ein Ende der Besetzung, die 1967 begonnen hat, und die Umsetzung einer ver-
handelten Zwei-Staaten-Lösung sind die einzige Möglichkeit, die Grundlagen 
für einen dauerhaften Frieden zu schaffen, der die israelischen Sicherheitsan-
forderungen und die Vorstellungen des palästinensischen Volkes von Eigen-
staatlichkeit und Souveränität berücksichtigt. Es ist dies die einzige Möglich-
keit, dem palästinensischen Volk seine unveräußerlichen Rechte zuzugestehen.

2.	 Der EGÖD bestätigt, dass die Bereitstellung hochwertiger öffentlicher Dienste 
und menschenwürdiger Arbeit ohne einen Staat nicht möglich ist, der seine 
eigenen Entscheidungen durch demokratische Mechanismen und unabhängig 
von einer fremden Macht trifft.

3.	 Israels Einschränkung der Freizügigkeit und der Wirtschaft sind neben der Blo-
ckade des Gazastreifens und interner politischer Konflikte die eigentliche Ursa-
che für das Leid der palästinensischen Bevölkerung in den besetzten Gebieten 
und hat zu einer der weltweit höchsten Arbeitslosenquoten beigetragen.
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4.	 Aus diesem Grund:

a)	 Steht der Kongress hinter der Forderung nach einem „demokratischen und 
unabhängigen palästinensischen Staat, der für seine Bürger/-innen qualitativ 
hochwertige öffentliche Dienste bereitstellt“;

b)	Protestiert der Kongress gegen die Entscheidung der USA, ihre Botschaft von 
Tel Aviv nach Jerusalem zu verlagern, denn dies ist ein ernstzunehmender 
Hinderungsgrund für den Friedensplan mit zwei Staaten, die in Frieden und 
Sicherheit innerhalb anerkannter und sicherer Grenzen koexistieren;

c)	 Beschließt der Kongress gemeinsam mit PSI, seine Ressourcen zu mobilisie-
ren und etwas gegen die gravierende Verschlechterung der humanitären 
Situation im Gazastreifen und den besetzten palästinensischen Gebieten zu 
unternehmen;

d)	Verurteilt der Kongress die unverhältnismäßigen und unterschiedslosen An-
griffe des Staates Israel auf Zivilpersonen und Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes und fordert die Regierungen der europäischen Länder auf, den Waf-
fenhandel mit Israel auszusetzen, bis die israelische Regierung sich an inter-
nationale Menschenrechtsnormen hält.

e)	 In Absprache mit dem EGB Suche nach Möglichkeiten, wie Menschenrechts-
klauseln effektiv in Assoziierungs- und Handelsabkommen mit der EU und 
auch im Assoziierungsabkommen zwischen der EU und Israel umgesetzt wer-
den können

f)	 Nimmt die Gründung des Europäischen Gewerkschaftsnetzwerks für Gerech-
tigkeit für Palästina, das sich für eine Beendigung der Komplizenschaft Euro-
pas und für menschenwürdige Arbeitsbedingungen für Palästinenser/-innen 
einsetzt, zur Kenntnis und verpflichtet sich dazu, die Mitglieder über die Ar-
beit des Netzwerks zu informieren.
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Der EGÖD ist der Europäische Gewerkschaftsverband für den öffent-
lichen Dienst und das größte Mitglied des EGB. Er vertritt 8 Millionen 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst in mehr als 260 Gewerkschaften. 
Wir organisieren ArbeitnehmerInnen in der Energie- und Wasserver-
sorgung, in der Abfallwirtschaft, im Gesundheits- und Sozialwesen, in 
den  Kommunalverwaltungen und in der staatlichen Verwaltung in al-
len europäischen Ländern einschließlich der östlichen Nachbarländer 
der EU. Der EGÖD ist die anerkannte Regionalorganisation der Inter-
nationale der Öffentlichen Dienste (IÖD). Weitere Informationen über 
den EGÖD und seine Arbeit unter: www.epsu.org


